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I. Auftrag
Im Zusammenhang mit den Beratungen des Hauptausschusses über den Landtagsbe-
schluss „Transparenz bei der Lobbyarbeit – Ein öffentlich einsehbares Lobbyregister für 
Brandenburg!“ (Drs. 5/2983-B) wurde der Parlamentarische Beratungsdienst (PBD) vom 
Hauptausschuss beauftragt, die von den Fraktionen hierzu vorgelegten Vorschläge und 
Eckpunkte daraufhin zu untersuchen, ob sie rechtlich umsetzbar sind. Der Auftrag schließt 
an ein früheres Gutachten des PBD („Erste Überlegungen zu einem Lobbyregister“ vom 
18. August 2011) sowie an die vom Hauptausschuss zu diesem Thema durchgeführte An-
hörung am 2. November 2011 an.
II. Vorbemerkung
Bei den Vorschlägen, um deren Begutachtung gebeten wurde, handelt es sich jeweils um 
Eckpunkte, hingegen nicht um konkret formulierte Regelungsentwürfe. Die rechtlichen Fra-
gen, die mit der Einrichtung eines verbindlichen Lobbyregisters aufgeworfen werden, sind 
indes zum großen Teil abhängig von der konkreten Gestaltung des Normtextes. Die Stel-
lungnahmen zu den verschiedenen Vorschlägen haben deshalb in vielen Punkten nur An-
merkungscharakter und können nicht abschließend sein.
Der Darstellung werden einige grundsätzliche Überlegungen zur Gestaltung des Tatbe-
standes der Registrierungspflicht vorangestellt.
Abgesehen davon werden die Eckpunkte jeweils isoliert betrachtet, da ein Vergleich der 
Eckpunkte nicht gewünscht wurde. Es wurde darauf verzichtet, auf Rechtsausführungen 
zu verweisen, die zu vergleichbaren Eckpunkten einer anderen Fraktion gemacht worden 
sind, damit die Ausführungen zu einem Eckpunktepapier aus sich selbst heraus verständ-
lich sind und losgelöst von den anderen Papieren gelesen werden können. In der Zusam-
menschau aller Darstellungen enthält die Untersuchung daher Wiederholungen.
Soweit hingegen rechtliche Gesichtspunkten in den mündlichen Äußerungen der Sachver-
ständigen in der Anhörung des Hauptausschusses am 2. Nov. 2011 (P-HA 5/25-2, im Fol-
genden „APr.“), in den hierzu eingereichten schriftlichen Stellungnahmen oder auch im ge-
nannten Gutachten des PBD (im Folgenden „G I“) bereits angesprochen wurden, wird auf 
diese verwiesen.
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Um die Darstellung übersichtlich zu gestalten, wurden alle von den Fraktionen eingebrach-
ten Vorschläge und Eckpunkte anhand der folgenden Stichpunkte untersucht. 
1. Rechtsform/Verbindlichkeit
2. Begriff des Lobbyisten bzw. des Lobbyierens
a) Anzugebende Daten/Datensätze
b) Zeitliche und finanzielle Schwellenwerte 
c) Ausnahmeregelungen
3. Reichweite
a) Erstreckung auf die Landesregierung (Gubernative)
b) Erstreckung auf die Landesverwaltung (Administrative)
4. Zuständige Stelle zur Führung des Registers
5. Sanktionsmechanismen
6. Widerspruchsmöglichkeit
7. Modalitäten der Registerführung
8. Kombination mit einem Verhaltenskodex
9. Anmerkungen zu Ergänzungen des eigentlichen Lobbyregisters
Der Darstellung zum einzelnen Eckpunktepapier ist jeweils eine Kurzübersicht vorange-
stellt. Die Eckpunktepapiere sind als Anlage angefügt.
III. Die Definition des Tatbestandes „Lobbyieren“ als zentrale Herausforderung
Die zentrale Aufgabe und das Hauptproblem bei der Gestaltung eines verpflichtenden Lob-
byregisters bestehen darin, „Lobbyieren“ als Anknüpfungspunkt der Registrierungspflicht 
gesetzlich zu definieren.1 Wie schon in der Anhörung deutlich zur Sprache gebracht wur-
de, gehört es zum Wesen eines demokratischen Staates, dass Staatsbürger ebenso wie 
organisierte Gruppen Einfluss auf den politischen Willensbildungsprozess nehmen. Dar-
aus ergibt sich, dass auch der Lobbyist wie „jedermann“ als „Interessenvertreter“ legitimer-
weise die Absicht verfolgen darf, auf politische Willensbildungsprozesse Einfluss zu neh-
men. 
Soll der demokratische Willensbildungsprozess über die Organisation der demokratischen 
Institutionen (Parlament, Regierung) hinaus, wie sie in der Verfassung und den jeweiligen 
Geschäftsordnungen festgelegt sind, im politischen Vorfeld organisiert und kanalisiert wer-
den, bedarf es hierfür einer Rechtfertigung, die sich wiederum selbst aus dem Demokratie-
prinzip ergeben muss. Denn festzuhalten bleibt, dass die Einführung einer Registrierungs-
1 Sachverständiger Lange (LobbyControl), APr. S. 21; Sachverständiger Zeh, APr. S. 33 f.
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pflicht einen Eingriff in die Berufsfreiheit und die bundes- und landesverfassungsrechtlich 
gewährleisteten staatsbürgerlichen Rechte darstellt. Der Eingriff kann nur dann tragfähig 
begründet werden, wenn er verhältnismäßig ist, wenn also mit ihm ein legitimes Ziel ver-
folgt wird und die hierzu eingesetzten Mittel geeignet, erforderlich und verhältnismäßig im 
engeren Sinne sind. Das setzt voraus, dass sich der brandenburgische Landesgesetzge-
ber Klarheit über die konkreten Wege der Einflussnahme auf den demokratischen Prozess 
in Brandenburg verschaffen muss, indem er prüft, welche Interessenvertreter in Branden-
burg auf die Landespolitik konkret Einfluss nehmen, welcher Mittel und Methoden sie sich 
bedienen und ob diese unter Transparenzgesichtspunkten überhaupt problematisch sind. 
Erst wenn diese tatsächlichen Fragen geklärt sind, kann man sich als Gesetzgeber fragen, 
ob gerade ein Lobbyregister das geeignete Instrument ist, um den übrigen Teilnehmern 
am politischen Prozess die Teilhabe und/oder die Aufgabenwahrnehmung zu erleichtern.2
Grundsätzlich könnte eine Registrierungspflicht in einem Lobbyregister damit gerechtfer-
tigt werden, dass die verschiedenen Interessenvertreter für die (übrigen) Bürger einerseits 
und die Amts- und Mandatsinhaber andererseits noch „sichtbarer“ gemacht werden sollen 
(Transparenz auf der Strukturebene)3. Die dadurch hergestellte Transparenz auf der Stru-
kurebene könnte mithelfen, den Entscheidungsprozess selbst wiederum transparenter zu 
gestalten. Offen und legitim handelnde Interessenvertreter werden dadurch nicht oder 
kaum eingeschränkt, während ein absichtlich intransparent gestaltetes Vorgehen von Inter-
essenvertretern indirekt erschwert würde. Festzuhalten bleibt allerdings, dass ein Lobbyre-
gister auf unerwünschte und intransparente Verhaltensweisen von Interessenvertretern nur 
indirekt einwirken kann.4 Es kann nicht in einem Zuge legitimes Verhalten einer Registrie-
rungspflicht unterstellen und zugleich dieses Verhalten jedenfalls in Teilen als unerwünscht 
kennzeichnen.
Eine „Lobbyismus“-Definition, die vordringlich die Absicht der Einflussnahme hervorhebt, 
ohne die objektiven Handlungszusammenhänge zu benennen, dürfte daher, berücksichtigt 
man die oben genannten Maßgaben, ungeeignet sein. Allein die Absicht, sich politisch ein-
zubringen, ist kein Umstand, der eine Registrierungspflicht rechtfertigt. Wenn überdies die 
Pflicht zur Eintragung in das Lobbyregister einerseits sanktionsbewehrt sein soll und ande-
rerseits auch Ausnahmebestimmungen und beispielsweise Schwellenwerte gelten sollen, 
kann auch aus diesem Grund auf eine ansatzweise objektive Beschreibung der Lobbytä-
2 Siehe dazu die instruktive Darlegung zu Transparenz-Zielen des Sachverständigen Kretschmer, APr. 
S. 24.
3 Zur Transparenz auf der Strukturebene der Sachverständige Kretschmer, APr. S. 24 f. 
4 Siehe hierzu den Sachverständigen Humborg (Transparency International), APr. S. 18 f.
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tigkeit nicht verzichtet werden. Anderenfalls könnte der Interessenvertreter nicht erkennen, 
ob er der Eintragungspflicht unterliegt oder nicht (Geltung des besonderen Bestimmtheits-
gebots gem. Art. 103 Abs. 2 GG/Art. 53 Abs. 1 LV).5
Es kommt deshalb darauf an, diejenigen Handlungen zu beschreiben, die objektiv wahr-
nehmbar von einem Lobbyisten unternommen werden, um seine Ziele zu erreichen, und 
zugleich diejenigen Handlungszusammenhänge zu beschreiben, die keiner Registrie-
rungspflicht unterfallen. Die tatbestandliche Beschreibung der registrierungspflichtigen 
Handlungszusammenhänge und die Ausnahmebestimmungen müssen in sich schlüssig 
und aufeinander bezogen sein. 
Als in den Fokus zu stellende objektive Handlung bietet es sich vermutlich an, die „Kon-
taktaufnahme“, die vom Interessenvertreter ausgeht, also den Kommunikationsakt, in den 
Mittelpunkt zu stellen.6 Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob auch der jeweilige Ent-
scheidungsprozess, der beeinflusst werden soll, näher definiert werden soll. Außerdem 
könnte es sinnvoll sein, den Kreis derjenigen Personen, mit denen Kontakt aufgenommen 
wird, zu definieren. Bereits vorhandene Regelungen und Entwürfe anderer Institutionen 
und Staaten können bei diesen Überlegungen Hilfestellungen bieten.
Die Regierungsvorlage, die derzeit im österreichischen Nationalrat beraten wird 
(„RegV ÖLobbyG“), definiert die Lobbying-Tätigkeit anhand objektiver Merkmale, wenn 
auch nur sehr knapp.7 Lobbying-Tätigkeit wird als „der strukturierte und organisierte Kon-
takt mit Funktionsträgern zur Einflussnahme“ beschrieben (§ 4 Nr. 1 RegV ÖLobbyG; die 
übrigen im Gesetzentwurf verwendeten Definitionen bauen hierauf auf). Die hier gewählte 
Regelungstechnik, auf so genannte unbestimmte Rechtsbegriffe zurückzugreifen (hier: 
„strukturierter“ und „organisierter“ Kontakt), kann im Grundsatz durchaus mit dem straf-
rechtlichen Bestimmtheitsgebot8 vereinbar sein. Voraussetzung ist allerdings, dass aus der 
5 Siehe zum rechtsstaatlichen Bestimmtheitsgebot im Falle eines ordnungsrechtlichen Sanktionssystems 
auch den Sachverständigen Zeh in seiner Stellungnahme (Anlage 3), Punkt 7.3. 
6 Zu unterscheiden von einer Definition der registrierungspflichtigen Tätigkeit als solcher ist eine daraus 
ableitbare Pflicht zur Anzeige und Offenlegung einzelner Kontakte; siehe zu dieser Unterscheidung den 
Sachverständigen Zeh in seiner Stellungnahme (Anlage 3) unter Punkt 6, ablehnend zu einer Pflicht der 
registrierungspflichtigen Personen und Vereinigungen, ihre Lobbykontakte laufend zu dokumentieren, 
die Unternehmerverbände Berlin-Brandenburg in ihrer Stellungnahme (Anlage 4), Punkt 6.
7 Regierungsvorlage zu einem österreichischen Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz zur Sicherung 
der Transparenz bei der Wahrnehmung politischer und wirtschaftlicher Interessen (Lobbying- und Inter-
essenvertretungs-Transparenz-Gesetz – LobbyG) erlassen und das Gerichtsgebührengesetz geändert 
wird, Nr. 1465 der Beilage zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXIV.GP mit Vorblatt 
und Erläuterung, einsehbar auf der Parlamentsdokumentation unter www.parlament.gv.at.
8 Siehe hierzu G I unter Abschnitt II.5.c.bb. (2), S. 23 f.
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Zielsetzung des Gesetzes sowie dem sachlichen Zusammenhang der Vorschriften ihr 
Zweck und Inhalt ausreichend ermittelt werden kann und sich objektive Kriterien gewinnen 
lassen, die eine willkürliche Handhabung durch die Behörden und Gerichte ausschließen.9 
Insbesondere muss der Betroffene in der Lage sein, sein Verhalten nach der Norm auszu-
richten.10 Will der Gesetzgeber, wie hier, etwas völlig Neues regeln, muss er hinreichend 
konkret „sagen, was er meint“.11 M. E. sind die österreichischen Regelungen daher nicht 
konkret genug.
Sehr viel detailliertere, am objektiven Geschehen orientierte Definitionen der Lobby-Tätig-
keit als solcher sowie der beteiligten Personenkreise, Mandatsträger, Behörden und der 
eingesetzten Mitteln enthalten die US-amerikanischen Vorschriften.12 Fraglos besteht bei 
einer solchen, an der „Vollständigkeit“ orientierten Regelungstechnik wiederum die Gefahr, 
mit dem nicht erreichbaren Ziel der Erfassung aller denkbaren registrierungswürdigen Tä-
tigkeiten und Verhaltensweisen mögliche Regelungslücken bereits zu antizipieren.13
Soweit man die Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament und der Kommissi-
on über die Einrichtung eines Transparenz-Registers (TRV)14 zum Vorbild heranziehen 
möchte, ist zunächst zu berücksichtigen, dass es sich bei der TRV formal nicht um ein ver-
bindliches Register handelt, während nach den vorliegenden Eckpunktepapieren die Ver-
bindlichkeit zu den wesentlichen Merkmalen des Registers gehören soll. Überdies ist der 
so genannte „Anwendungsbereich“ der TRV stark auf die Institutionen der EU zugeschnit-
ten, wie sich an den Regelungen zu denjenigen Tätigkeiten, die nicht in den Anwendungs-
bereich fallen sollen (Punkt 10 TRV), und den besonderen Bestimmungen für bestimmte 
Institutionen (Punkt 11-16 TRV) zeigt. Abgesehen davon ist die Definition des „Lobbyie-
rens“ der TRV auf den ersten Blick stark auf das subjektive Element, also auf den Willen 
ausgerichtet, „auf die Politikgestaltung oder -umsetzung und die Entscheidungsprozesse 
der EU-Organe unmittelbar oder mittelbar Einfluss zu nehmen“ (Punkt 8 Abs. 1 TRV). Eine 
ansatzweise objektive Beschreibung der registrierungswürdigen Handlungszusammenhän-
ge ergibt sich aber aus der beispielhaften Beschreibung der „Kontaktaufnahme“ in Punkt 8 
Abs. 2 TRV.
9 BVerfGE 21, 71 (79).
10 BVerfGE 73, 206 (234 f.); 87, 399 (411).
11 Eindringlich insoweit der Sachverständige Zeh, APr. 33 f.
12 Lobbying Disclosure Act of 1995 [2 U.S.C. 1602], Section 3 [Definitions].
13 Von dem Sachverständigen von LobbyControl wird hierzu die Empfehlung ausgesprochen, „Elemente 
aus den EU- und den US-Definitionen zu kombinieren“; Sachverständiger Lange, APr. S. 21 und Stel-
lungnahme (Anlage 7), S. 5.
14 Beschluss des Europäischen Parlaments vom 11. Mai 2011, Dok. P7_TA(2011)0222.
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IV. Einzeldarstellung: Eckpunktepapier der Fraktionen der SPD und DIE LINKE
Übersicht
Eckpunkt Vorgeschlagene Lösung Zusammengefasste Bemerkung
1. Rechtsform/Verbindlich-
keit
Gesetz/Eintragungspflicht Grundsätzlich rechtlich umsetzbar.
2. Begriff des Lobbyisten 
bzw. des Lobbyierens
Der Regulierungspflicht unterliegt, 
wer die Absicht hat, direkten Einfluss 
auf politische Willensbildungsprozes-
se auszuüben
Rein subjektiv formulierter Tatbestand rechtlich 
nicht umsetzbar, da mit dem verfassungsrechtli-
chen Bestimmtheitsgebot unvereinbar. Objektive 
Definition für die die Registrierungspflicht auslö-
senden Handlungszusammenhänge erforderlich.
a) Daten/Datensätze, 
die angegeben wer-
den müssen
(1) Name, (2) Kontaktdaten, (3) Inter-
essenbereich bzw. Geschäfts- oder 
Vereinszweck, (3) Vorstand und Ge-
schäftsführung, (4) ggf. Mitglieder-
zahlen, (5) angeschlossene Organi-
sationen und (6) das für die Lobbyar-
beit bereitstehende Budget.
Erhebung der Datensätze (1)-(5) rechtlich um-
setzbar. Datensatz (6) muss mindestens in Be-
zug auf den Schutz von Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnissen überdacht werden
b) Zeitliche und finanzi-
elle Schwellenwerte 
in Bezug auf das zur 
Verfügung stehende 
Budget
Schwellenwerte sollen eingeführt 
werden
Grundsätzlich rechtlich umsetzbar, aber Konkre-
tisierung im Rahmen eines Gesamtkonzepts er-
forderlich. Konkrete Formulierung muss den 
Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnis 
berücksichtigen. Schwellenwert-Äquivalent für 
mitgliedschaftlich organisierte Verbände und Ver-
einigungen sollte in Erwägung gezogen werden.
c) Ausnahmevorschrif-
ten für bestimmte 
Personen oder Verei-
nigung
Ausnahmevorschriften für Bürger, 
kleine Unternehmen und Organisa-
tionen, Beachtung des Petitions-
rechts, Beachtung der verfassungs-
rechtlich geschützten Tarifautonomie 
der Sozialpartner
Konkretisierung im Rahmen eines Gesamtkon-
zepts erforderlich. Die landesverfassungsrecht-
lich begründeten politischen Beteiligungsrechte, 
die eine Sonderbehandlung verschiedener 
Handlungszusammenhänge bzw. verschiedener 
Personen, Gruppen und Institutionen erfordern, 
werden von den Eckpunkten nur unvollständig 
berücksichtigt.
3. Reichweite (Erstre-
ckung) 
Landtag Rechtlich umsetzbar.
a) Landesregierung (Gu-
bernative als Teil der 
Exekutive)
Landesregierung soll erfasst werden. Konkretisierung des Gesamtkonzepts erforder-
lich. Verfassungsrechtlich vorgegebener Kernbe-
reich der exekutiven Eigenverantwortung wird 
nicht hinreichend berücksichtigt.
b) Landesverwaltung 
(Administrative als 
Teil der Exekutive)
Gesamte Landesverwaltung soll er-
fasst werden.
Konkretisierung des Gesamtkonzepts erforder-
lich. Für den Bereich des Gesetzesvollzuges 
dürfte Lobbyregister kein geeignetes Instrument 
sein.
4. Zuständige Stelle zur 
Führung des Registers
Landtagspräsident/Landtagsverwal-
tung
Rechtlich umsetzbar.
5. Sanktionsmechanismen Ordnungsrechtliches Sanktionssys-
tem
Rechtliche Umsetzbarkeit wegen des Bestimmt-
heitsgebots abhängig vom Gelingen der oben 
unter 2. angezeigten erforderlichen Konkretisie-
rung des Tatbestandes der Registrierungspflicht.
6. Widerspruchsmöglich-
keit für (a) Betroffene 
und (b) Dritte
Vorgesehen a) Widerspruchsrecht/Beschwerderecht der Be-
troffenen sollte konkretisiert werden.
b) Hinweismöglichkeit Dritter bei der registerfüh-
renden Stelle ausreichend. Kein rechtliches Be-
dürfnis für ein formelles Beschwerderecht Dritter.
7. Modalitäten der Regis-
terführung
Elektronisches, über Internet einseh-
bares Register
Rechtlich umsetzbar.
8. Kombination mit einem 
Verhaltenskodex
Nicht vorgesehen -/-
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1. Rechtsform/Verbindlichkeit  
Das Eckpunktepapier schlägt die Einrichtung eines verpflichtenden Lobbyregisters auf der 
Grundlage eines Gesetzes vor. Dies ist grundsätzlich möglich. Will man die Eintragung in 
das Register zur Pflicht erheben, ist eine (parlaments-)gesetzliche Grundlage hierfür sogar 
unumgänglich (siehe dazu bereits G I, Abschnitt II.5.a [S. 21 f.] und die Stellungnahmen 
der Sachverständigen15).
2. Begriff des Lobbyisten bzw. des Lobbyierens  
Im Eckpunktepapier wird vorgeschlagen, eine Definition zur Grundlage zu machen, „nach 
der Lobbyismus die Absicht und das Ziel verfolgt, direkten Einfluss auf die Abläufe und 
Entscheidungen, also auf den demokratischen Willensbildungsprozess zu nehmen.“ Auf 
eine (zusätzliche) objektive Beschreibung, derjenigen Handlungszusammenhänge, die re-
gistrierungspflichtig sein sollen, wird verzichtet. Ausgehend von den Überlegungen, die im 
Abschnitt III. dargelegt wurden, wäre allerdings eine objektive Beschreibung zwingend er-
forderlich.
a) Anzugebende Daten/Datensätze  
Nach dem Eckpunktepapier sollen folgende Daten angegeben werden: (1) Name, (2) Kon-
taktdaten, (3) Interessenbereich bzw. Geschäfts- oder Vereinszweck, (3) Vorstand und Ge-
schäftsführung, (4) ggf. Mitgliederzahlen, (5) angeschlossene Organisationen und (6) das 
für die Lobbyarbeit aufgewendete Budget. Die betroffenen Personen, Vereinigungen und 
Unternehmen sollen verpflichtet werden, diese Datensätze jährlich zu aktualisieren.
Es spricht viel dafür, dass von den betroffenen Personen und Unternehmen verlangt wer-
den kann, die Datensätze (1) bis (5) für ein Lobbyregister zu offenbaren. Die Möglichkeit, 
einschlägig tätige Einzelpersonen, Vereinigungen und Unternehmen zur Angabe des zur 
Verfügung stehenden Budgets zu verpflichten, dürfte jedoch (jedenfalls teilweise) an ver-
fassungsrechtliche Grenzen stoßen, die sich aus dem grundrechtlich gewährten Schutz 
des Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses ergeben (siehe dazu ausführlich G I unter Ab-
schnitt II.5.b.aa [S.17 ff.] und die Stellungnahme des Sachverständigen Hahlen16).
15 Sachverständige Meyer, APr. S. 32 und Stellungnahme (Anlage 1) Punkt 1; Hahlen, APr. S. 4 und Stel-
lungnahme (Anlage 2), Punkt 3.1.1.; Zeh, APr. S. 6, 7 und Stellungnahme (Anlage 3), Punkt 3.; Unter-
nehmensverbände Berlin-Brandenburg (Dombrowsky), APr. S. 13; Deutsche Gesellschaft für Politikbe-
ratung (Kretschmer), APr. S. 25.
16 Stellungnahme des Sachverständigen Hahlen (Anlage 2), Punkt 3.2.3. zu Umsatz, Kundenlisten und Er-
trägen.
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b) Zeitliche und finanzielle Schwellenwerte  
Das gesetzgeberische Konzept, Schwellenwerte, also gewissermaßen Bagatellgrenzen 
festzulegen, steht, soweit finanzielle Schwellenwerte angesetzt werden, im Zusammen-
hang mit der Verpflichtung, das zur Verfügung stehende Budget anzugeben. Der Zusam-
menhang erweist sich als um so enger, je differenzierter die Schwellenwerte festgesetzt 
werden. Schwellenwerte müssten deshalb in Ansehung der oben erwähnten verfassungs-
rechtlichen Maßgaben bestimmt werden.17 Jedenfalls dürfen auch sie keine direkten Rück-
schlüsse auf Daten zulassen, die dem Schutz von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen 
unterliegen.
Der Ansatz von Schwellenwerten (finanziell bzw. in Bezug auf Arbeitsaufwand) ist auf die 
entgeltliche Interessenvertretung im Auftrag und allenfalls noch auf die Tätigkeit einer „Ab-
teilung Öffentlichkeitsarbeit“ eines größeren Unternehmens zugeschnitten. Nur in solchen 
Strukturen dürfte der betriebene Aufwand in Arbeitsstunden oder in Geldwert einigerma-
ßen erfassbar sein. Sollen auch mitgliedschaftlich organisierte Interessenvertretungen 
(Verbände, Vereine, Vereinigungen sonstiger Art) einer Registrierungspflicht unterfallen 
(siehe dazu indes die Darstellung zu Ausnahmeregelungen), wäre zu überlegen, ob für 
diese Form der Interessenvertretung ein handhabbares Äquivalent formuliert werden muss 
(beispielsweise Mindestmitgliederzahl, Schwellenwert in Bezug auf die Finanzierungsbasis 
aus Mitgliederbeiträgen und Spenden).
c) Ausnahmeregelungen  
Das Eckpunktepapier sieht die Festlegung von Ausnahmeregelungen vor, hier vor allem 
für Kontaktaufnahmen, die vom Landtag, der Landesregierung oder -verwaltung ausge-
hen, sowie für Bürger, kleine Unternehmen und Organisationen. In sachlicher Hinsicht sol-
len (1) das Petitionsrecht und (2) die Tätigkeit der Sozialpartner unberührt bleiben. Hinge-
gen fordert das Eckpunktepapier, dass Verbände, Nichtregierungsorganisationen (unab-
hängig von ihrem Interessenschwerpunkt), religiöse Gemeinschaften und andere Organi-
sationen in gleicher Weise wie Unternehmensrepräsentanzen, Denkfabriken und Einzel-
personen, die als Dienstleister für Dritte auftreten, der Registrierungspflicht unterfallen sol-
len.
Inwieweit bestimmte Personen, Vereinigungen und Unternehmen grundsätzlich oder auch 
in bestimmten Handlungszusammenhängen von der Registrierungspflicht ausgenommen 
17 Hierauf weist auch der Sachverständige Zeh in seiner Stellungnahme (Anlage 3) unter Punkt 5.2 hin.
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werden sollen, bedarf einer differenzierten Prüfung. Dabei ist auch zu berücksichtigen, 
dass in einigen Handlungszusammenhängen mit der Vertretung eigener und fremder Inter-
essen zugleich die eigenen Grundrechte oder staatsbürgerliche Rechte wahrgenommen 
werden. Wie schon der Sachverständige Hahlen angemerkt hat, sind die politischen Mit-
wirkungsrechte gerade in der brandenburgischen Landesverfassung besonders stark aus-
gestaltet.18
Die folgenden Ausführungen können nur einen Überblick darüber geben, welche verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben und Gewährleistungen zu beachten sind, wenn über Ausnah-
men von der Registrierungspflicht nachgedacht wird. Aufgrund der Komplexität der ein-
schlägigen Verfassungsnormen ist eine Prüfung einzelner Ausnahmetatbestände anhand 
des Eckpunktepapiers nicht möglich.
aa) Verfassungsrechtlich gewährte Mitwirkungsrechte für Interessenvertreter als Schran-
ken für die Einführung einer Registrierungspflicht
Soweit die Landesverfassung politische Mitwirkungsrechte gewährleistet, dürfte es unzu-
lässig sein, die Wahrnehmung dieser Rechte von einer Registrierung in einem Lobbyregis-
ter abhängig zu machen. Daneben muss sorgfältig geprüft werden, inwieweit solche Rech-
te den Gesetzgeber darüber hinaus daran hindern könnten, Interessenvertretern gewisser-
maßen im Vorfeld verbindliche Registrierungspflichten aufzuerlegen.
Zu diesen Rechten gehört zunächst das Petitionsgrundrecht (Art. 17 GG/Art. 24 LV). Peti-
tionen, auch wiederholt erhobene, sind – wie auch im Eckpunktepapier zum Ausdruck ge-
bracht – vom Anwendungsbereich der Registrierungspflicht ausdrücklich auszunehmen.19
Darüber hinaus ist auf Art. 21 Abs. 3 Satz 1 LV hinzuweisen. Diese Verfassungsbestim-
mung gewährt allen Menschen das Recht, „sich in Bürgerinitiativen oder Verbänden zur 
Beeinflussung öffentlicher Angelegenheiten [!] zusammenzuschließen“. Der durch diese 
Verfassungsbestimmung gewährleistete Schutz dürfte über die bereits durch Art. 9 Abs. 1 
GG gewährleistete Vereinigungsfreiheit hinausgehen. Art. 9 Abs. 1 GG vermittelt neben 
der Freiheit der Selbstorganisation keine besondere Schutzwirkung für die nach außen ge-
richtete Betätigung einer Vereinigung. Die nach außen gerichtete Betätigung unterfällt viel-
mehr, gleich derjenigen einer Einzelperson, dem Schutzbereich des jeweils einschlägigen 
18 Sachverständiger Hahlen, APr. S. 32 und Stellungnahme (Anlage 2), Punkt 3.1.3
19 So auch der Sachverständige Hahlen, Stellungnahme (Anlage 2) unter Punkt 3.1.2.
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Freiheitsgrundrechts.20 Die mögliche politische Zielrichtung, die Menschen, die sich in ei-
ner Vereinigung zusammenfinden, verfolgen, ist nicht Gewährleistungsgegenstand von Art. 
9 Abs. 1 GG im Sinne eines politischen Grundrechts.21 Bezogen auf Art. 21 Abs. 3 LV, der 
unter der Überschrift der politischen Gestaltungsrechte steht, dürfte indes davon auszuge-
hen sein, dass der politischen Zielrichtung einer Vereinigung ein besonderer Schutz zu-
kommt. Es wird in diesem Zusammenhang wohl zu Recht die Auffassung vertreten, dass 
die Nennung von „Bürgerinitiativen“ und „Verbänden“ nicht im Sinne einer Begrenzung des 
Schutzbereiches auf diese beiden Organisationsformen zu verstehen ist. Vielmehr ist der 
Schutzbereich immer dann eröffnet, wenn das Ziel einer Vereinigung die politische Betäti-
gung (in Abgrenzung zu einem wirtschaftlichen Ziel) ist.22 Das Recht steht nicht unter Ge-
setzesvorbehalt. Art. 21 Abs. 3 Satz 3 LV enthält lediglich einen Gesetzgebungsauftrag zur 
Ausgestaltung des Anspruchs auf Information dieser Vereinigungen.23 Deshalb wäre zu 
fragen, ob das mit einer Registrierungspflicht bezweckte Ziel einer (milden) staatlichen 
Kontrolle des Lobbyistenwesens mit der Verfassung in Einklang steht, soweit davon poli-
tisch ausgerichtete Interessenvereinigungen gleich welcher Organisationsform oder Größe 
betroffen sind. Für diese Interessenvertreter liegt die Annahme nahe, dass im Lichte von 
Art. 21 Abs. 3 LV eine Registrierungspflicht dieser Interessenvertreter nur damit gerecht-
fertigt werden kann, dass die Registrierung eine organisatorische Erleichterung bietet, die 
auch im Interesse dieser Interessenvertreter liegt. Jedenfalls dürfte diese Bestimmung der 
Landesverfassung der Einrichtung eines ordnungsrechtlich orientierten Sanktionssystems 
gegenüber den genannten Vereinigungen Grenzen setzen, da ein solches System im Vor-
feld „Abschreckungswirkung“ in Bezug auf die kollektive politische Betätigung entfalten 
kann.
Daneben hebt die Landesverfassung noch weitere Vereinigungen wegen ihres gesell-
schaftlichen Auftrags in besonderer Weise hervor:
In Bezug auf eine verfassungsrechtlich zwingend vorzusehende Ausnahme von der Regis-
trierungspflicht zu untersuchen wären insbesondere Vereinigungen und Gruppierungen 
der sorbischen Interessenvertreter (Art. 25 Abs. 1 und 5 LV)24 sowie die Mitwirkungsrechte 
20 Siehe dazu beispielsweise Kempter, in: v. Mangolt/Klein/Stark, GG I, 2010, Art. 9 Rn. 3-5.
21 Höfling, in: Sachs (Hrsg.), GG, 6. Aufl. 2011, Art. 9 Rn. 28.
22 Iwers, in: Lieber/Iwers/Ernst, Verfassung des Landes Brandenburg – Kommentar, 2012, Art. 21 Anm. 4.
23 Iwers, ebd.; andere Auslegung durch den Sachverständigen Hahlen in seiner Stellungnahme (Anlage 2) 
unter Punkt 3.1.2.
24 Hingewiesen werden soll darauf, dass für Interessenvertretungen der sorbischen Minderheit – allerdings 
aus ganz anderen Erwägungen heraus – Überlegungen angestellt wurden, eine „Anerkennung“ als In-
teressenvertretung einzuführen, siehe dazu Gutachten des PBD vom 26. Okt. 2011 (Bearbeiter: Platter/  
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der Eltern, Lehrer und Schüler sowie ihrer Vereinigungen bei der Gestaltung des Schulwe-
sens (Art. 30 Abs. 2 LV).
Genauer zu beleuchten wäre auch die Anerkennung des „Öffentlichkeitsauftrags“ der Kir-
chen und Religionsgemeinschaften durch die Landesverfassung gem. Art. 36 Abs. 3 
Satz 1 LV. Kirchen und Religionsgemeinschaften sind überdies teilweise Körperschaften 
des öffentlichen Rechts. Dieser besondere Rechtsstatus könnte ebenfalls einer gewisser-
maßen „zusätzlichen“ Registrierungspflicht als Vereinigung entgegenstehen.
Ebenso könnte der quasi öffentlich-rechtliche Status der kommunalen Spitzenverbände in 
Bezug auf die Anhörungs- und Beteiligungsrechte im politischen Prozess (Art. 97 Abs. 4 
Satz 1 LV) eine Befreiung von der Registrierungspflicht oder jedenfalls Ausnahmevorschrif-
ten im Sanktionssystem erfordern.
Die auch in der Landesverfassung den Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden ver-
bürgte Tarifautonomie, also das Recht zur eigenverantwortlichen, mithin ohne Beteiligung 
des Staates ausgehandelten Ordnung von Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen durch kol-
lektive Vereinbarungen, würde zwar durch eine Registrierungspflicht als politische Interes-
senvertreter nicht unmittelbar eingeschränkt.25 Dennoch wäre auch hier zu prüfen, ob eine 
allgemeine Registrierungspflicht für Verbände in dieses Grundrecht mittelbar eingreift.
Aus den dargestellten verfassungsrechtlich abgesicherten politischen Mitwirkungsrechten 
von Vereinigungen im Allgemeinen und bestimmten Interessenvertretern und Organisatio-
nen im Besonderen dürfte sich ergeben, dass eine beachtliche Zahl der auf Landesebene 
tätigen Interessenvertreter Anrecht auf eine gesonderte Behandlung im Anwendungsbe-
reich des Registers haben. Allgemeiner gesprochen steht das Ziel der Herstellung von 
Transparenz der Interessenvertretung durch ein staatlich eingerichtetes Register in einem 
Spannungsverhältnis zum Postulat der brandenburgischen Landesverfassung, die Gesell-
schaft und ihre Gruppen an der staatlichen Tätigkeit zu beteiligen26 (vgl. Art. 21 Abs. 1 LV), 
und dem damit verbundenen ausdrücklichen Bekenntnis zum politischen Pluralismus27, frei 
von der Einflussnahme eines übermächtigen Staates. Dies muss durch eine sorgfältige 
Schmidt/Bohm), Novellierung des brandenburgischen Sorben(Wenden)-Gesetzes / Prüfung einiger Re-
formvorschläge, S. 25 ff.
25 Siehe zu Registrierungspflichten im Zusammenhang mit der Tarifautonomie beispielsweise auch § 6 Ta-
rifvertragsgesetz (Tarifregister).
26 Iwers, in: Lieber/Iwers/Ernst, Verfassung des Landes Brandenburg - Kommentar, 2012, Art. 21 Anm. 2. 
27 v. Brünneck/Epting, in: Simon/Franke/Sachs, Handbuch der Verfassung des Landes Brandenburg, 1994, 
§ 22 Rn. 3.
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Formulierung der Registrierungspflicht und ihrer möglichen Ausnahme- und Befreiungstat-
bestände zum Ausgleich gebracht werden.
Als typische Interessenvertreter, bei denen gewissermaßen „nur“ die Berufsfreiheit und die 
informationellen Selbstbestimmung als verfassungsrechtliche Maßgabe zu beachten sind, 
verbleiben nur Unternehmen, Vertreter von Unternehmen und im Bereich der politischen 
Interessenvertretung tätige Dienstleister. Verfolgt man die Zielvorstellung, den Bürgern so-
wie den Mandats- und Amtsinhabern mit dem Lobbyregister einen möglichst realitätsge-
treuen Überblick über die in der Landespolitik tätigen Interessenvertreter zu verschaffen,28 
wäre zugleich zu vermeiden, dass das Lobbyregister wegen umfangreicher Ausnahmen 
von der Registrierungspflicht ein auf diese „Restgruppe“ beschränktes, einseitiges Bild der 
„Politiklandschaft“ zeichnet, das nicht der Transparenz dienen würde.
bb) Sonderbestimmungen für einzelne Interessenvertreter
Neben den landesverfassungsrechtlich begründeten Ausnahmen von der Registrierungs-
pflicht und der weiter oben angesprochenen Bagatellregelung mit Hilfe von Schwellenwer-
ten stünde es dem Gesetzgeber frei, weitere Ausnahmen vorzusehen. Er müsste hierbei 
aber den allgemeinen Gleichheitssatz beachten, der es verbietet, vergleichbare Gruppen 
von Normadressaten ohne sachlichen Grund ungleich zu behandeln. Ob für bestimmte 
Ausnahmeregelungen ein sachlicher Grund für eine Ausnahme von der Registrierungs-
pflicht vorliegt, könnte nur anhand einer konkreten Vorgabe geprüft werden.
3. Reichweite  
a) Erstreckung auf die Landesregierung (Gubernative)  
Es spricht grundsätzlich nichts dagegen, die Registrierungspflicht auf die Kontaktaufnah-
me mit der Landesregierung und der sie unterstützenden Ministerialverwaltung29 zu erstre-
cken. Fraglich wäre allerdings, ob aus der Registrierung wiederum gesetzlich bestimmte 
Gebote oder Verbote für das politische Handeln der Landesregierung abgeleitet werden 
dürfen (siehe dazu bereits ausführlich G I, Abschnitt II.5.d [S. 25 ff.] und der Sachverstän-
dige Hahlen30). Ebenso wäre zu fragen, ob die Landesregierung zur „Meldung“ von Kon-
takten mit Interessenvertretern verpflichtet werden kann oder ob dies in den Kernbereich 
28 In diesem Sinne die Deutsche Gesellschaft für Politikberatung, Stellungnahme (Anlage 8), Ad 1.,2.
29 Zur besonderen Rolle der Ministerialverwaltung bei der Gesetzesvorbereitung siehe G I, Abschnitt II. 
2.b, S. 8 f.
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der exekutiven Eigenverantwortung eingreift, der die Vorbereitung von Ressort- und Kabi-
nettsentscheidungen schützt. 
b) Erstreckung auf die Landesverwaltung (Administrative)  
Wie schon in G I, Abschnitt II. 7. (S. 36) angedeutet, steht das Thema „Transparenz und 
Lobbyismus“ im Bereich des Gesetzesvollzugs, der die Hauptaufgabe der Verwaltung ist, 
unter grundsätzlich anderen Vorzeichen:
Da die gesetzesvollziehende Verwaltung an Recht und Gesetz gebunden (Art. 20 Abs. 3 
GG/Art. 2 Abs. 5 Satz 2 LV) und zur Neutralität verpflichtet ist, verbleibt für eine legitime in-
teressengeleitete Einflussnahme auf Entscheidungsträger außerhalb der verfahrensrechtli-
chen Vorgaben wenig Raum. Weicht der Amtsträger durch die Berücksichtigung etwaiger 
vorgetragener Interessen von den ihn bindenden Normen ab und trifft er im Ergebnis eine 
rechtswidrige Entscheidung, ist diese angreifbar und wird im verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahren von den Gerichten an den Maßstäben der §§ 113, 114 der Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO)31 geprüft und ggf. korrigiert. Soweit sich der konkret handelnde Amtsträger 
nicht vom Prinzip der staatlichen Neutralität und der Verpflichtung zur Wahrung des gemei-
nen Wohls hat leiten lassen, stellt sich die Frage der Zulässigkeit des interessengeleiteten 
Handelns unter der Überschrift der Korruptionsprävention. Damit wird das Handlungsfeld 
der Vorsorge und Vorbeugung gegen rechtswidrige Einflussnahme auf das staatliche Han-
deln betreten. In diesem Handlungsfeld dürfte das Lobbyregister kein geeignetes Instru-
ment sein, um die Transparenz und Integrität zu verbessern. 
Für eine berechtigte Interessenwahrnehmung im Rahmen des Gesetzesvollzugs kommen 
allenfalls folgende Bereiche in Betracht:
Das Gesetzesrecht sieht vereinzelt Verfahren vor, in denen eine Öffentlichkeitsbeteiligung 
vorgeschrieben ist. So ist im Planfeststellungsverfahren (§§ 72 ff. Verwaltungsverfahrens-
gesetz - VwVfG) die Mitwirkung von Interessenvertretern nicht nur zulässig, sondern ange-
sichts der zunehmenden gesetzlichen Verankerung von Beteiligungsrechten gerade im 
Umwelt- und Naturschutzrecht sogar erwünscht.32 Zwar lässt § 73 VwVfG offen, ob und in 
30 Sachverständiger Hahlen, Stellungnahme Punkt 3.6, der zugleich auf den Konflikt mit dem landesver-
fassungsrechtlich gewährleisteten Anspruch auf Information hinweist.
31 Verwaltungsgerichtsordnung i. d. F. d. Bek. vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zul. geänd. durch Ge-
setz vom 24. Feb. 2012 (BGBl. I S. 212).
32 Eine noch weitergehende Stärkung der Rechte von Interessenvertretungen stellt die Einführung einer 
naturschutzrechtlichen Verbands- bzw. Vereinsklage in § 61 BNatSchG auf Bundesebene dar. 
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welcher Weise Interessenvertretungen in ein Planfeststellungsverfahren einzubeziehen 
sind,33 doch finden sich im Fachplanungsrecht ausdrückliche Regelungen, dass Vereini-
gungen, die sich für den Umweltschutz einsetzen, an dem Verfahren zu beteiligen sind. 
Beispielhaft zu nennen sind hier § 18a des Allgemeinen Eisenbahngesetzes34, § 17a des 
Bundesfernstraßengesetzes35, § 14a des Bundeswasserstraßengesetzes36, § 43a des 
Energiewirtschaftsgesetzes37, § 63 Abs. 1 Nr. 3 des Bundesnaturschutzgesetzes38 und die 
Regelungen des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes39. Die gesetzlichen Regelungen zeigen, 
dass ein Verwaltungsverfahren Raum dafür geben kann, nicht nur die von einem Vorhaben 
oder einer anstehenden Regelung unmittelbar Betroffenen zu Wort kommen zu lassen, 
sondern dass auch Vertretern von Interessen, die darüber hinausgehen, die Möglichkeit 
eröffnet sein soll, sich in das Verfahren einzubringen und auf weitere Aspekte aufmerksam 
zu machen. Dabei steht den Vereinigungen ein weitreichendes Mitwirkungsrecht zu, das 
nicht nur ein Einsichtsrecht in etwaige Sachverständigengutachten gewährt, sondern zu-
gleich die Möglichkeit bietet, naturschutzrechtliche Einwendungen zu erheben und an vor-
gesehenen Erörterungen teilzunehmen.40 In diesen Fällen ist also für Interessenvertreter 
ausdrücklich ein Wirkungsbereich eröffnet. 
Neben den gesetzlich vorgesehenen Mitwirkungsrechten sind auch fakultative Beteiligun-
gen von Interessenvertretern (zum Beispiel zur Einholung von Fachwissen) nicht ausge-
schlossen, gerade wenn das Verwaltungsverfahren stärker als „Begegnungsort von Staat 
und Gesellschaft“ gesehen wird.41 Zudem dürfen die Fälle nicht außer Betracht bleiben, in 
denen ein Interessenvertreter bei einer Behörde bereits im Vorfeld initiativ42 vorspricht, um 
den Interessen des von ihm Vertretenen Gehör und stärkeres Gewicht in einem sich an-
33 Kopp/Ramsauer, Kommentar zum Verwaltungsverfahrensgesetz, 12. Auflage, 2011, § 73 Rn. 36.
34 Allgemeines Eisenbahngesetz vom 27. Dez. 1993 (BGBl. I S. 2378, 2396; 1994 I S. 2439), zul. geänd. 
durch Gesetz vom 22. Dez. 2011 (BGBl. I S. 3044).
35 Bundesfernstraßengesetz i. d. F. d. Bek. vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), zul. geänd. durch Gesetz 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585).
36 Bundeswasserstraßengesetz i. d. F. d. Bek. vom 23. Mai 2007 (BGBl. I S. 962; 2008 I S. 1980), zul. ge-
änd. durch Gesetz vom 6. Okt. 2011 (BGBl. I S. 1986).
37 Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), zul. geänd. durch Gesetz vom 
16. Jan. 2012 (BGBl. I S. 74).
38 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zul. geänd. durch Gesetz vom 6. Feb. 
2012 (BGBl. I S. 148).
39 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz vom 7. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2816), zul. geänd. durch Gesetz vom 
24. Feb. 2012 (BGBl. I S. 212).
40 Vgl. Kopp/Ramsauer, aaO. (Fn. 33), § 73 Rn. 39 zu der Beteiligung nach § 63 BNatSchG.
41 Hierzu Schuppert, Verwaltungswissenschaft, 2000, S. 811f.
42 Im Rahmen eines laufenden Verfahrens ist eine Anhörung der Beteiligten und die Einbeziehung ihres 
Vortrags in die Entscheidung gesetzlich vorgeschrieben, § 1 Abs. 1 VwVfGBbg in Verbindung mit § 28 
Abs. 1 VwVfG.
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schließenden Verwaltungsverfahren zu verleihen, sowie die Fälle informellen Verwaltungs-
handelns, für das es keines förmlichen Antrages bedarf, doch Vorteile für den Vertretenen 
auf sonstige Weise erlangt werden können. Ein Fall informellen Verwaltungshandelns läge 
zum Beispiel bei der Herausgabe von Informationen durch die Verwaltung vor.43 Dieser Be-
reich dürfte für Interessenvertreter besonders „attraktiv“ sein, ließe sich in der Praxis durch 
einen engen Kontakt zu den in der Verwaltung zuständigen Bearbeitern und Entschei-
dungsträgern doch leicht ein „Informationsvorsprung“ gegenüber Konkurrenten gewin-
nen.44
Inwieweit in diesen Bereichen das auf den Legislativ-Lobbyismus zugeschnittene„Lobbyre-
gister“ als taugliches Instrument verwendet werden könnte und ob das Instrument gegebe-
nenfalls für diese Bereiche modifiziert werden müsste, bedürfte noch der genaueren Un-
tersuchung. Auch hier gilt wiederum, dass eine vertiefte Betrachtung hierzu voraussetzt, 
dass die damit verfolgten Ziele, auch im Hinblick auf die Erforderlichkeit einer Registrie-
rungspflicht genauer beschrieben werden.
4. Zuständige Stelle zur Führung des Registers  
Das Eckpunktepapier spricht sich für eine Zuständigkeit des Landtagspräsidenten (der 
Landtagsverwaltung) als zuständige Stelle der Registerführung aus. Dies dürfte grundsätz-
lich rechtlich möglich sein (siehe hierzu bereits G I, Abschnitt II.5.c.bb.[2] [S. 24 f.] und die 
Äußerungen der Sachverständigen45).
5. Sanktionsmechanismen  
Das Eckpunktepapier schlägt allgemein ein ordnungsrechtliches Sanktionssystem vor (zur 
Möglichkeit einer ordnungsrechtlichen Sanktionierung der Registrierungspflicht siehe be-
reits G I unter II 5.c.bb [2] [S. 22 f.] und die Stellungnahmen der Sachverständigen46).
43 Schuppert, aaO. (Fn. 41), S. 234.
44 Zum Beispiel im bauplanungsrechtlichen Bereich.
45 Sachverständiger Zeh, Stellungnahme (Anlage 3), Punkt 7. 2; nur aus Zweckmäßigkeitserwägungen 
heraus ablehnend Sachverständiger Hahlen, Stellungnahme (Anlage 2) Punkt 3.4.; für eine Zuständig-
keit des Landtagspräsidenten/der Landtagsverwaltung (in Bezug auf ein freiwilliges Register) Stellung-
nahme der UVB (Anlage 4), unter Punkt 9.
46 Grundsätzlich rechtlich möglich nach Meinung des Sachverständigen Hahlen, Stellungnahme (Anlage 
2) Punkt 3.1.2 sowie des Sachverständigen Zeh, Stellungnahme (Anlage 3), Punkt 7. 3; zustimmend die 
Stellungnahme von Transparency International (Anlage 6), Punkt 7 und die Stellungnahme von Lobby-
Control (Anlage 7) Punkt 2.7; ablehnend die Stellungnahme der UVB (Anlage 4) unter Punkt 7.
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6. Widerspruchsmöglichkeit  
Im Eckpunktepapier wird ein Widerspruchsrecht zugunsten der Bürger und juristischen 
Personen gegen die Angaben im Lobbyregister gefordert. Diese Forderung ist mehrdeutig. 
Es muss die jeweilige Zielrichtung des Beschwerderechts betrachtet werden.
a) Rechtsschutz der Betroffenen  
Zunächst sind die Registrierungspflichtigen, also die „Betroffenen“ von Maßnahmen, die 
im Zusammenhang mit dem Lobbyregister stehen, in den Blick zu nehmen. Ihnen ist be-
reits verfassungsrechtlich der Rechtsweg gegen Maßnahmen der Registrierungsstelle ein-
geräumt (Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG/Art. 6 Abs. 2 Satz 1 LV).47 Abgesehen davon ist es Auf-
gabe des Landesgesetzgebers, die verfahrensrechtlichen Bestimmungen von vornherein 
so zu gestalten, dass mögliche außergerichtliche Rechtsbehelfe gegen Maßnahmen und 
Entscheidungen der Registrierungsstelle für den Betroffenen einfach handhabbar sind 
(beispielsweise die Statthaftigkeit eines Widerspruchsverfahrens und die zuständige Stelle 
hierfür).
b) Hinweise Dritter auf Unregelmäßigkeiten und falsche Eintragungen  
Soweit ein ordnungsrechtliches Sanktionssystem gewählt würde, wäre die registerführen-
de Stelle nach dem Grundsatz der Amtsermittlung dazu verpflichtet, Hinweisen in Bezug 
auf unzutreffende Eintragungen nachzugehen. Der Sachverständige Zeh weist zu Recht 
darauf hin, dass ein formelles Beschwerderecht Dritter mit Behandlungs- und Beschei-
dungsanspruch einerseits einen unverhältnismäßigen bürokratischen Aufwand erzeugen 
und andererseits ein „Spielfeld für Anschwärzungen“ eröffnen würde.48 Die Unternehmens-
verbände Berlin-Brandenburgs weisen in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass ein rechtli-
ches Bedürfnis für ein solcherart gestaltetes Popular-Beschwerderecht der Bürger nicht 
bestehe, da sie durch eine Eintragung, sei sie korrekt oder auch fehlerbehaftet, im rechtli-
chen Sinne nicht beschwert seien.49 Es dürfte überdies unrealistisch sein, das Register mit 
dem Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit zu führen, angestrebt werden kann nur 
die Plausibilität.50 Deshalb wäre es auch verfehlt, von einem potentiell verletzten Informati-
47 Siehe dazu auch die verfahrensrechtlichen Anmerkungen des Sachverständigen Zeh in seiner Stellung-
nahme (Anlage 3), Punkt 7.2.
48 Sachverständiger Zeh, Stellungnahme (Anlage 3), Punkt 10.
49 Stellungnahme der UVB (Anlage 4), Punkt 10.
50 Sachverständiger Hahlen, APr. S. 5; Sachverständiger Zeh, Stellungnahme (Anlage 3), Punkt 7.1. und 
10.
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onsinteresse des Bürgers auszugehen, das mit einem individuellen Beschwerderecht aus-
geglichen werden muss.
7. Modalitäten der Registerführung  
Das Eckpunktepapier spricht sich für ein über Internetdienste öffentlich einsehbares Re-
gister aus (Internetplattform). Dies ist, soweit gewisse Vorkehrungen bei der Veröffentli-
chung getroffen werden, rechtlich möglich (zu den Modalitäten der Registerführung siehe 
G I, Abschnitt II.5.b.aa, S. 28 f.; die Sachverständigen sehen diese Form der Veröffentli-
chung ebenfalls als rechtlich möglich an.51). Der Hinweis in der Stellungnahme von Trans-
parency International, dass auch Bürgern, die keine Möglichkeit der Einsichtnahme in ein 
elektronisches Register haben, Zugang zu den vorgehaltenen Informationen verschafft 
werden müsse,52 sollte berücksichtigt werden. 
8. Kombination mit einem Verhaltenskodex  
Im Eckpunktepapier ist eine Verknüpfung des Lobbyregisters mit einem Verhaltenskodex 
nicht vorgesehen.
9. Anmerkungen zu Ergänzung des eigentlichen Lobbyregisters  
Das Eckpunktepapier spricht sich ergänzend zur Einführung eines Lobbyregisters dafür 
aus, die Umstände, unter denen externer Sachverstand bei der Vorbereitung von Geset-
zen herangezogen wird, transparenter zu gestalten. Dieses meist mit dem Stichwort „Foot-
print-Prinzip“ bezeichnete Instrument, wird ebenfalls im Zusammenhang mit dem Transpa-
renz-Gebot diskutiert.53 Das Footprint-Prinzip steht aus regelungstechnischer Perspektive 
allerdings nur in einem mittelbaren Zusammenhang mit dem Instrument „Lobbyregister“, 
da es beim Footprint-Prinzip speziell um mögliche Regeln und Grenzen geht, die die Lan-
desregierung im Rahmen ihres Gesetzesinitiativrecht zu beachten hat, soweit sie – auf ei-
gene Initiative – externen Sachverstand heranzieht.54 Ungeachtet des unter diesem Stich-
wort beschriebenen Problempotentials steht die juristische Aufarbeitung dieser Thematik 
noch am Anfang. Sollte dieses Anliegen verstärkt verfolgt werden, bedürfte einer eigen-
51 Sachverständiger Hahlen, Stellungnahme (Anlage 2), Punkt 3.5.
52 Stellungnahme von Transparency International (Anlage 6), Punkt. 8.
53 Siehe die kursorischen Hinweise von Transparency International in ihrer Stellungnahme (Anlage 6) un-
ter Punkt 5.
54 In diesem Sinne auch Sachverständiger Hahlen, APr. S. 6.
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ständigen Aufarbeitung55 (zu bereits bestehenden Ansätzen hierzu siehe die Ausführungen 
und Hinweise in G I unter Abschnitt II.2.b.bb [S. 16 f.]).
55 Zu einem praxisnahen Lösungsvorschlag siehe die Ausführungen des Sachverständigen Hahlen in sei-
ner Stellungnahme (Anlage 2) unter Punkt 3.6.
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V. Einzeldarstellung: Eckpunktepapier der Fraktion der CDU
Übersicht
Eckpunkt Vorgeschlagene Lösung Zusammengefasste Bemerkung
1. Rechtsform/
Verbindlichkeit
Gesetz/Eintragungspflicht Grundsätzlich rechtlich umsetzbar.
2. Begriff des Lobbyisten 
bzw. des Lobbyierens
Versuchte Einflussnahme organisier-
ter Interessengruppen durch ver-
schiedene Formen der Kontaktauf-
nahme sowie durch Gewährung oder 
in Aussicht Stellen von Gegenleistun-
gen wie a) finanzielle oder (sonstige) 
materielle Zuwendungen oder b) An-
drohung von bzw. Verzicht auf gesell-
schaftlichen Druck oder politische 
Unterstützung.
Begriff der „Kontaktaufnahme“ dürfte tauglicher 
objektiver Anknüpfungspunkt für den Tatbestand 
einer Registrierungspflicht sein.
Verbindung mit dem Merkmal der Gegenleistung 
nicht möglich, da hiermit bereits an möglicher-
weise strafbare Handlungen angeknüpft wird.
„Androhung gesellschaftlichen Drucks“ als Tatbe-
standsmerkmal nicht sinnvoll, da hiermit grund-
sätzlich legitime politische Handlungsformen in 
einen unzutreffenden Zusammenhang mit der 
Registrierungspflicht gebracht werden.
a) Daten/Datensätze, 
die angegeben wer-
den müssen
(1) Name der vertretenen Institution, 
(2) Sitz (Adresse), Geschäftsbereich 
und Internetpräsenz, (3) Vorstands-
vorsitz und Geschäftsführung, 
(4) verantwortlicher Ansprechpartner, 
(5) Interessenbereich und Anliegen 
(inklusive des entsprechenden Minis-
teriums), (6) Anzahl der vertretenen 
Unternehmen und Mitglieder, (7) Sat-
zung (falls vorhanden)
Erhebung der Datensätze (1)-(7) grundsätzlich 
rechtlich umsetzbar.
b) Zeitliche und finanzi-
elle Schwellenwerte 
in Bezug auf das zur 
Verfügung stehende 
Budget
Schwellenwerte sollen eingeführt 
werden.
Grundsätzlich rechtlich umsetzbar, aber Konkre-
tisierung im Rahmen eines Gesamtkonzepts er-
forderlich. Konkrete Formulierung muss den 
Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnis 
berücksichtigten. Schwellenwert-Äquivalent für 
mitgliedschaftlich organisierte Verbände und Ver-
einigungen sollte in Erwägung gezogen werden.
c) Ausnahmevorschrif-
ten für bestimmte 
Personen oder Verei-
nigung
Bürger, die einen Brief schreiben 
oder Abgeordnete aufsuchen, sollen 
ausgenommen werden; Registrie-
rungspflicht soll den Bürger „nicht ab-
schrecken“. Individuelle Bürgeranlie-
gen sowie einmalige/seltene Kontakt-
aufnahmen sollen nicht erfasst wer-
den.
Konkretisierung im Rahmen eines Gesamtkon-
zepts erforderlich. Landesverfassungsrechtlich 
begründete politische Beteiligungsrechte, die 
eine Sonderbehandlung verschiedener Hand-
lungszusammenhänge bzw. verschiedener Grup-
pen und Institutionen erfordern, werden von den 
Eckpunkten nur unvollständig berücksichtigt.
3. Reichweite (Erstre-
ckung) 
Landtag Rechtlich umsetzbar.
a) Landesregierung (Gu-
bernative als Teil der 
Exekutive)
Landesregierung und die sie unter-
stützende Ministerialverwaltung sol-
len erfasst werden.
Konkretisierung des Gesamtkonzepts erforder-
lich. Verfassungsrechtlich vorgegebener Bereich 
des Kernbereichs der exekutiven Eigenverant-
wortung wird nicht hinreichend berücksichtigt.
b) Landesverwaltung 
(Administrative als 
Teil der Exekutive)
Landesbehörden sollen erfasst wer-
den.
Konkretisierung des Ansatzes erforderlich. Für 
den Bereich des Gesetzesvollzuges dürfte Lob-
byregister kein geeignetes Instrument sein.
4. Zuständige Stelle zur 
Führung des Registers
Landtagsverwaltung mit politisch be-
setztem Beirat
Ansiedlung bei der Landtagsverwaltung grund-
sätzlich rechtlich umsetzbar. „Politisch besetzter“ 
Beirat mit Blick auf das Gewaltenteilungsprinzip 
verfassungsrechtlich problematisch, soweit in 
den Gesetzesvollzug eingebunden.
5. Sanktionsmechanismen a) Beschränkung des Anhörungs- a) Rechtlich nicht umsetzbar
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rechts auf eingetragene Interes-
senvertreter,
b) Rechtsfolge der Nichtigkeit von 
bestimmten Verträgen, die von 
nicht registrierten Interessenver-
tretern abgeschlossen werden,
c) ordnungsrechtliches Sanktions-
system.
b) Kompetenzrechtlich nicht umsetzbar
c) Grundsätzlich zulässig, rechtliche Zulässigkeit 
aber wegen des Bestimmtheitsgebots abhän-
gig vom Gelingen der oben unter 2 angezeig-
ten erforderlichen Konkretisierung des Tatbe-
standes der Registrierungspflicht. Konkretisie-
rung des Sanktionssystems im Einzelnen er-
forderlich.
6. Widerspruchsmöglich-
keit Dritter
Nicht vorgesehen -/-
7. Modalitäten der Regis-
terführung
Veröffentlichung in elektronischer 
Form (Internet).
Rechtlich umsetzbar
8. Kombination mit einem 
Verhaltenskodex
Nicht vorgesehen -/-
1. Rechtsform/Verbindlichkeit  
Das Eckpunktepapier fordert die Einrichtung eines verpflichtenden Lobbyregisters auf der 
Grundlage eines Gesetzes. Dies ist grundsätzlich möglich. Will man die Eintragung in das 
Register zur Pflicht erheben, ist eine (parlaments-)gesetzliche Grundlage hierfür sogar un-
umgänglich (siehe dazu bereits G I, Abschnitt II.5.a und die Stellungnahmen der Sachver-
ständigen56).
2. Begriff des Lobbyisten bzw. des Lobbyierens  
Das Eckpunktepapier nennt folgende Punkte, die Bestandteil des Definition der Lobbyar-
beit werden sollen: versuchte Einflussnahme organisierter Interessengruppen durch ver-
schiedene Formen der Kontaktaufnahme sowie durch Gewährung oder in Aussicht Stellen 
von Gegenleistungen wie a) finanzielle oder (sonstige) materielle Zuwendungen oder b) 
Androhung von bzw. Verzicht auf gesellschaftlichen Druck oder politische Unterstützung.
Mit der Verwendung des Begriffs „versuchte Einflussnahme“ ist zunächst die subjektive 
Seite des Tatbestandes, der eine Registrierungspflicht auslösen soll, sehr stark betont. Auf 
das Problem, dass der Wille bzw. die Absicht der Einflussnahme für sich genommen je-
denfalls nicht genügt, den Tatbestand der Registrierungspflicht zu beschreiben, wurde all-
gemein oben unter III. schon eingegangen.
Das Eckpunktepapier hebt mithin zutreffend hervor, dass auch die objektiven Handlungen, 
die in Ausführung der Absicht unternommen werden, Bestandteil der Lobbyismus-Definiti-
56 Sachverständige Meyer, APr. S. 32 und Stellungnahme (Anlage 1) Punkt 1; Hahlen, APr. S. 4 und Stel-
lungnahme (Anlage 2), Punkt 3.1.1.; Zeh, APr. S. 6, 7 und Stellungnahme (Anlage 3), Punkt 3.; Unter-
nehmensverbände Berlin-Brandenburg (Dombrowsky), APr. S.13; Deutsche Gesellschaft für Politikbera-
tung (Kretschmer), APr. S. 25.
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on sein müssen. Wie das Eckpunktepapier außerdem zutreffend postuliert, bedarf es einer 
klaren Definition der „registrierungspflichtigen Lobbyarbeit“.
Die objektive Beschreibung des registrierungspflichtigen Handlungszusammenhangs wird 
im Eckpunktepapier berücksichtigt, indem es die „persönliche Kontaktaufnahme“ mit Bei-
spielen hierfür nennt. Das ist ein geeigneter objektiver Anknüpfungspunkt. Die „Anhörung“ 
sollte allerdings in der Reihe der Beispiele nicht aufgeführt werden. Hier geht nämlich die 
Kontaktaufnahme nicht vom Interessenvertreter, sondern von der einladenden Stelle aus. 
Überlegt werden könnte noch, ob auch der jeweilige Entscheidungsprozess, der  beein-
flusst werden soll, näher definiert werden soll. Außerdem könnte es sinnvoll sein, den 
Kreis derjenigen Personen, mit denen Kontakt aufgenommen wird, zu definieren.
Darüber hinaus soll laut dem Eckpunktepapier zu dieser Beschreibung noch hinzutreten, 
dass dem Amts- und Mandatsträger eine „Gegenleistung“ in Form von spezifischen Infor-
mationen oder materiellen Zuwendungen gewährt wird. Dies dürfte den Rahmen spren-
gen, innerhalb dessen das Instrument „Lobbyregister“ für transparentere Verhältnisse sor-
gen kann. Das Eckpunktepapier spricht hier potentiell korrupte Verhaltensweisen an (je-
denfalls in Bezug auf finanzielle und materielle Gegenleistungen, wohl weniger in Bezug 
auf Informationen), die zum Teil auch strafbewehrt sind (siehe beispielsweise §§ 331 ff. 
StGB). Will man gegen korrupte Verhaltensweise vorgehen, böte einzig das Ordnungs- 
und Strafrecht geeignete Handlungsmittel an. Transparenzregeln in Form eines Lobbyre-
gisters taugen hierzu nicht.57
Von dem im Eckpunktepapier genannten Tatbestandselement der Gegenleistung ist das im 
Eckpunktepapier gleichgeordnet verwendete Element des Androhens von bzw. des Ver-
zichts auf „gesellschaftlichen“ Druck bzw. Unterstützung streng zu unterscheiden. Die mit 
diesem Begriff umrissenen Verhaltensweisen sind, anders als das Versprechen materieller 
Vorteile, politisch grundsätzlich legitim (Presse- und Medienarbeit, öffentliche Demonstrati-
on auf der Grundlage des Versammlungsgrundrechts, Start einer Volksinitiative), wohl so-
gar wesentlicher Bestandteil des politischen Handels. Sie dürften im Regelfall nicht einmal 
intransparent sein, weil sie auf Wirkung in der Öffentlichkeit, d. h. auf Wirkung gegenüber 
dem Wähler ausgerichtet sind. Das Tatbestandsmerkmal erscheint daher nicht geeignet.
57 Siehe hierzu auch den Sachverständigen Humborg (Transparency International), APr. S. 18 f.
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a) Anzugebende Daten/Datensätze  
Im Eckpunktepapier werden folgende Datensätze als offenbarungspflichtig genannt: 
(1) Name der vertretenen Institution, (2) Sitz (Adresse), Geschäftsbereich und Internetprä-
senz, (3) Vorstandsvorsitz und Geschäftsführung, (4) verantwortlicher Ansprechpartner, 
(5) Interessenbereich und Anliegen (inklusive des entsprechenden Ministeriums), (6) An-
zahl der vertretenen Unternehmen und Mitglieder, (7) Satzung (falls vorhanden). Es spricht 
viel dafür, dass von den betroffenen Personen und Unternehmen verlangt werden kann, 
die Datensätze (1) bis (7) für ein Lobbyregister zu offenbaren.58
b) Zeitliche und finanzielle Schwellenwerte  
Das gesetzgeberische Konzept, Schwellenwerte, also gewissermaßen Bagatellgrenzen 
festzulegen, ist so auszugestalten, dass sie keine Rückschlüsse auf Daten zulassen, die 
dem Betriebs- und Geschäftsgeheimnis unterliegen. Die Schwellenwerte dürfen daher 
nicht so ausdifferenziert sein, dass aus ihnen im Detail auf das für die Interessenvertre-
tung zur Verfügung stehende Budget geschlossen werden kann.59
Der Ansatz von Schwellenwerten (finanziell bzw. in Bezug auf Arbeitsaufwand) ist auf die 
entgeltliche Interessenvertretung im Auftrag und allenfalls noch auf die Tätigkeit einer „Ab-
teilung Öffentlichkeitsarbeit“ eines größeren Unternehmens zugeschnitten. Nur in solchen 
Strukturen dürfte der betriebene Aufwand in Arbeitsstunden oder in Geldwert einigerma-
ßen erfassbar sein. Sollen auch mitgliedschaftlich organisierte Interessenvertretungen 
(Verbände, Vereine, Vereinigungen sonstiger Art) einer Registrierungspflicht unterfallen 
(siehe dazu indes die Darstellung zu Ausnahmeregelungen), wäre zu überlegen, ob für 
diese Form der Interessenvertretung ein handhabbares Äquivalent formuliert werden muss 
(beispielsweise Mindestmitgliederzahl, Schwellenwert in Bezug auf die Finanzierungsbasis 
aus Mitgliederbeiträgen und Spenden).
58 Siehe zu Einzelheiten noch G I, Abschnitt II.5.b.aa., S. 17.
59 Hierauf weist auch der Sachverständige Zeh in seiner Stellungnahme (Anlage 3) unter Punkt 5.2 hin.
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c) Ausnahmeregelungen  
aa) Verfassungsrechtlich gewährte Mitwirkungsrechte für Interessenvertreter als Schran-
ken für die Einführung einer Registrierungspflicht
Soweit die Landesverfassung politische Mitwirkungsrechte gewährleistet, dürfte es unzu-
lässig sein, die Wahrnehmung dieser Rechte von einer Registrierung in einem Lobbyregis-
ter abhängig zu machen. Daneben muss sorgfältig geprüft werden, inwieweit solche Rech-
te den Gesetzgeber darüber hinaus daran hindern könnten, Interessenvertretern gewisser-
maßen im Vorfeld verbindliche Registrierungspflichten aufzuerlegen.
Zu diesen Rechten gehört zunächst das Petitionsgrundrecht (Art. 17 GG/Art. 24 LV). Peti-
tionen, auch wiederholt erhobene, sind vom Anwendungsbereich der Registrierungspflicht 
ausdrücklich auszunehmen.60
Darüber hinaus ist auf Art. 21 Abs. 3 Satz 1 LV hinzuweisen. Diese Verfassungsbestim-
mung gewährt allen Menschen das Recht, „sich in Bürgerinitiativen oder Verbänden zur 
Beeinflussung öffentlicher Angelegenheiten [!] zusammenzuschließen“. Der durch diese 
Verfassungsbestimmung gewährleistete Schutz dürfte über die bereits durch Art. 9 Abs. 1 
GG gewährleistete Vereinigungsfreiheit hinausgehen. Art. 9 Abs. 1 GG vermittelt neben 
der Freiheit der Selbstorganisation keine besondere Schutzwirkung für die nach außen ge-
richtete Betätigung einer Vereinigung. Die nach außen gerichtete Betätigung unterfällt viel-
mehr, gleich derjenigen einer Einzelperson, dem Schutzbereich des jeweils einschlägigen 
Freiheitsgrundrechts.61 Die mögliche politische Zielrichtung, die Menschen, die sich in ei-
ner Vereinigung zusammenschließen, verfolgen, ist nicht Gewährleistungsgegenstand von 
Art. 9 Abs. 1 GG im Sinne eines politischen Grundrechts.62 Bezogen auf Art. 21 Abs. 3 LV, 
der unter der Überschrift der politischen Gestaltungsrechte steht, dürfte indes davon aus-
zugehen sein, dass der politischen Zielrichtung einer Vereinigung ein besonderer Schutz 
zukommt. Es wird in diesem Zusammenhang wohl zu Recht die Auffassung vertreten, 
dass die Nennung von „Bürgerinitiativen“ und „Verbänden“ nicht im Sinne einer Begren-
zung des Schutzbereiches auf diese beiden Organisationsformen zu verstehen ist. Viel-
mehr ist der Schutzbereich immer dann eröffnet, wenn das Ziel der Vereinigung die politi-
sche Betätigung (in Abgrenzung zu einem wirtschaftlichen Ziel) ist.63 Das Recht steht nicht 
60 So auch der Sachverständige Hahlen, Stellungnahme (Anlage 2) unter Punkt 3.1.2.
61 Siehe dazu beispielsweise Kempter, in: v. Mangolt/Klein/Stark, GG I, 2010, Art. 9 Rn. 3-5.
62 Höfling, in: Sachs (Hrsg.), GG, 6. Aufl. 2011, Art. 9 Rn. 28.
63 Iwers, in: Lieber/Iwers/Ernst, Verfassung des Landes Brandenburg – Kommentar, 2012, Art. 21 Anm. 4.
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unter Gesetzesvorbehalt. Art. 21 Abs. 3 Satz 3 LV enthält lediglich einen Gesetzgebungs-
auftrag zur Ausgestaltung des Anspruchs auf Information dieser Vereinigungen.64 Deshalb 
wäre zu fragen, ob das mit einer Registrierungspflicht bezweckte Ziel einer (milden) staatli-
chen Kontrolle des Lobbyistenwesens mit der Verfassung in Einklang steht, soweit davon 
politisch ausgerichtete Interessenvereinigungen gleich welcher Organisationsform oder 
Größe davon betroffen sind. Für diese Interessenvertreter liegt die Annahme nahe, dass 
im Lichte von Art. 21 Abs. 3 LV eine Registrierungspflicht dieser Interessenvertreter nur 
damit gerechtfertigt werden kann, dass die Registrierung eine organisatorische Erleichte-
rung bietet, die auch im Interesse dieser Interessenvertreter liegt. Jedenfalls dürfte diese 
Bestimmung der Landesverfassung der Einrichtung eines ordnungsrechtlich orientierten 
Sanktionssystems gegenüber den genannten Vereinigungen Grenzen setzen, da ein sol-
ches System im Vorfeld „Abschreckungswirkung“ in Bezug auf die kollektive politische Be-
tätigung entfalten kann.
Daneben hebt die Landesverfassung noch weitere Vereinigungen wegen ihres gesell-
schaftlichen Auftrags in besonderer Weise hervor:
In Bezug auf eine verfassungsrechtlich zwingend vorzusehende Ausnahme von der Regis-
trierungspflicht zu untersuchen wären insbesondere Vereinigungen und Gruppierungen 
der sorbischen Interessenvertreter (Art. 25 Abs. 1 und 5 LV)65 sowie die Mitwirkungsrechte 
der Eltern, Lehrer und Schüler und ihrer Vereinigungen bei der Gestaltung des Schulwe-
sens (Art. 30 Abs. 2 LV).
Genauer zu beleuchten wäre auch die Anerkennung des „Öffentlichkeitsauftrags“ der Kir-
chen und Religionsgemeinschaften durch die Landesverfassung gem. Art. 36 Abs. 3 
Satz 1 LV. Kirchen und Religionsgemeinschaften sind überdies teilweise Körperschaften 
des öffentlichen Rechts. Dieser besondere Rechtsstatus könnte ebenfalls einer gewisser-
maßen „zusätzlichen“ Registrierungspflicht als Vereinigung entgegenstehen.
Ebenso könnte der quasi öffentlich-rechtliche Status der kommunalen Spitzenverbände in 
Bezug auf die Anhörungs- und Beteiligungsrechte im politischen Prozess (Art. 97 Abs. 4 
64 Iwers, in: Lieber/Iwers/Ernst, ebd.; andere Auslegung durch den Sachverständigen Hahlen in seiner 
Stellungnahme (Anlage 2) unter Punkt 3.1.2.
65 Hingewiesen werden soll darauf, dass für Interessenvertretungen der sorbischen Minderheit – allerdings 
aus ganz anderen Erwägungen heraus – Überlegungen angestellt wurden, eine „Anerkennung“ als In-
teressenvertretung einzuführen, siehe dazu Gutachten des PBD vom 26. Okt. 2011 (Bearbeiter: Platter/  
Schmidt/Bohm), Novellierung des brandenburgischen Sorben(Wenden)-Gesetzes / Prüfung einiger Re-
formvorschläge, S. 25 ff.
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Satz 1 LV) eine Befreiung von der Registrierungspflicht oder jedenfalls Ausnahmevorschrif-
ten im Sanktionssystem erfordern.
Die auch in der Landesverfassung den Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden ver-
bürgte Tarifautonomie, also das Recht zur eigenverantwortlichen, mithin ohne Beteiligung 
des Staates ausgehandelten Ordnung von Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen durch kol-
lektive Vereinbarungen, würde zwar durch eine Registrierungspflicht dieser Koalitionen als 
politische Interessenvertreter nicht unmittelbar eingeschränkt.66 Dennoch wäre auch hier 
zu prüfen, ob eine allgemeine Registrierungspflicht für Verbände in dieses Grundrecht mit-
telbar eingreift.
Aus den dargestellten verfassungsrechtlich abgesicherten politischen Mitwirkungsrechten 
von Vereinigungen im Allgemeinen und bestimmten Interessenvertretern und Organisatio-
nen im Besonderen dürfte sich ergeben, dass eine beachtliche Zahl der auf Landesebene 
tätigen Interessenvertreter Anrecht auf eine gesonderte Behandlung im Anwendungsbe-
reich des Registers haben. Allgemeiner gesprochen steht das Ziel der Herstellung von 
Transparenz der Interessenvertretung durch ein staatlich eingerichtetes Register in einem 
Spannungsverhältnis zum Postulat der brandenburgischen Landesverfassung, die Gesell-
schaft und ihre Gruppen an der staatlichen Tätigkeit zu beteiligen67 (vgl. Art. 21 Abs. 1 LV), 
und dem damit verbundenen ausdrücklichen Bekenntnis zum politischen Pluralismus68, frei 
von der Einflussnahme eines übermächtigen Staates. Dies muss durch eine sorgfältige 
Formulierung des Registrierungspflicht und ihrer möglichen Ausnahme- und Befreiungstat-
bestände zum Ausgleich gebracht werden.
Als typische Interessenvertreter, bei denen gewissermaßen „nur“ die Berufsfreiheit und die 
informationellen Selbstbestimmung als verfassungsrechtliche Maßgabe zu beachten ist, 
verbleiben nur Unternehmen, Vertreter von Unternehmen und im Bereich der politischen 
Interessenvertretung tätige Dienstleister. Verfolgt man die Zielvorstellung, den Bürgern so-
wie den Mandats- und Amtsinhabern mit dem Lobbyregister einen möglichst realitätsge-
treuen Überblick über die in der Landespolitik tätigen Interessenvertreter zu verschaffen,69 
wäre zugleich zu vermeiden, dass das Lobbyregister wegen umfangreicher Ausnahmen 
66 Siehe zu Registrierungspflichten im Zusammenhang mit der Tarifautonomie beispielsweise auch § 6 Ta-
rifvertragsgesetz (Tarifregister).
67 Iwers, in: Lieber/Iwers/Ernst, Verfassung des Landes Brandenburg - Kommentar, 2012, Art. 21 Anm. 2. 
68 v. Brünneck/Epting, in: Simon/Franke/Sachs, Handbuch der Verfassung des Landes Brandenburg, 1994, 
§ 22 Rn. 3.
69 In diesem Sinne die Deutsche Gesellschaft für Politikberatung, Stellungnahme (Anlage 8), Ad 1.,2.
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von der Registrierungspflicht ein auf diese „Restgruppe“ beschränktes, einseitiges Bild der 
„Politiklandschaft“ zeichnet, das nicht der Transparenz dienen würde.
bb) Sonderbestimmungen für einzelne Interessenvertreter
Neben den landesverfassungsrechtlich begründeten Ausnahmen von der Registrierungs-
pflicht und der weiter oben angesprochenen Bagatellregelung mit Hilfe von Schwellenwer-
ten stünde es dem Gesetzgeber frei, weitere Ausnahmen vorzusehen. Er müsste hierbei 
aber den allgemeinen Gleichheitssatz beachten, der es verbietet, vergleichbare Gruppen 
von Normadressaten ohne sachlichen Grund ungleich zu behandeln. Ob für bestimmte 
Ausnahmeregelungen ein sachlicher Grund für eine Ausnahme von der Registrierungs-
pflicht vorliegt, könnte nur anhand einer konkreten Vorgabe geprüft werden.
3. Reichweite  
a) Erstreckung auf die Landesregierung (Gubernative)  
Das Eckpunktepapier fordert eine Erstreckung des Anwendungsbereichs des Lobbyregis-
ters auf die Landesregierung und die sie unterstützende Ministerialverwaltung.
Es spricht grundsätzlich nichts dagegen, die Registrierungspflicht auf die Kontaktaufnah-
men oder vergleichbare Handlungszusammenhänge zur Landesregierung einschließlich 
der sie unterstützenden Ministerialverwaltung70 zum Zwecke der Interessenvertretung zu 
erstrecken. Fraglich wäre allerdings, ob aus der Registrierung wiederum gesetzlich be-
stimmte Gebote oder Verbote für das politische Handeln der Landesregierung abgeleitet 
werden dürfen (siehe dazu bereits ausführlich G I, Abschnitt II.5.d [S. 25 ff.]71 und der 
Sachverständige Hahlen).
Das Eckpunktepapier schlägt unter anderem besondere Informationspflichten der Landes-
regierung gegenüber dem Landtag vor. Hier ist ganz grundsätzlich zu fragen, ob die Lan-
desregierung zur „Meldung“ von Kontakten mit Interessenvertretern verpflichtet werden 
kann oder ob dies in den Kernbereich der exekutiven Eigenverantwortung eingreift, der die 
Vorbereitung von Ressort- und Kabinettsentscheidungen schützt. Denn die Informations-
70 Zur besonderen Rolle der Ministerialverwaltung bei der Gesetzesvorbereitung siehe G I, Abschnitt II. 
2.b, S. 8 f.
71 Sachverständiger Hahlen, Stellungnahme Punkt 3.6, der zugleich auf den Konflikt mit dem landesver-
fassungsrechtlich gewährleisteten Anspruch auf Information hinweist.
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pflichten des Verfassungsorgans Landesregierung gegenüber dem Verfassungsorgan 
Landtag sind Teil des verfassungsrechtlich abschließend geregelten Kompetenzverhältnis-
ses. Konkrete gesetzliche Informationspflichten können nur innerhalb des von der Verfas-
sung vorgegebenen Rahmens, beispielsweise des Art. 94 LV, hingegen nicht darüber hin-
ausgehend oder davon abweichend formuliert werden. Eine Pflicht, über Kontakte oder 
Kontaktversuche von Interessenvertretern in jeglicher Form, also losgelöst von der Vorbe-
reitung von Gesetzen und Verordnungen, zu informieren, dürfte über die in Art. 94 LV ver-
ankerte Unterrichtungspflicht hinausgehen.72
b) Erstreckung auf die Landesverwaltung (Administrative)  
Das Eckpunktepapier fordert in Bezug auf die Definition der Lobbyarbeit, dass auch die In-
teressenvertretung bei den Landesbehörden (Administrative) darunter fallen soll.
Wie schon in G I, Abschnitt II 7. (S. 36) angedeutet, steht das Thema „Transparenz und 
Lobbyismus“ im Bereich des Gesetzesvollzugs, der Hauptaufgabe der Verwaltung, unter 
grundsätzlich anderen Vorzeichen. 
Da die gesetzesvollziehende Verwaltung an Recht und Gesetz gebunden (Art. 20 Abs. 3 
GG/Art. 2 Abs. 5 Satz 2 LV) und zur Neutralität verpflichtet ist, verbleibt für eine legitime in-
teressengeleitete Einflussnahme auf Entscheidungsträger außerhalb der verfahrensrechtli-
chen Vorgaben wenig Raum. Weicht der Amtsträger durch die Berücksichtigung etwaiger 
vorgetragener Interessen von den ihn bindenden Normen ab und trifft er im Ergebnis eine 
rechtswidrige Entscheidung, ist diese angreifbar und wird im verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahren von den Gerichten an den Maßstäben der §§ 113, 114 der Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO)73 geprüft und ggf. korrigiert. Soweit sich der konkret handelnde Amtsträger 
nicht vom Prinzip der staatlichen Neutralität und der Verpflichtung zur Wahrung des gemei-
nen Wohls hat leiten lassen, stellt sich die Frage der Zulässigkeit des interessengeleiteten 
Handelns unter der Überschrift der Korruptionsprävention. Damit wird das Handlungsfeld 
der Vorsorge und Vorbeugung gegen rechtswidrige Einflussnahme auf das staatliche Han-
deln betreten. In diesem Handlungsfeld dürfte das Lobbyregister kein geeignetes Instru-
ment sein, um die Transparenz und Integrität zu verbessern. 
72 Siehe zu den Informationspflichten der Landesregierung im Rahmen des so genannten Footprint-Prin-
zips die Anregungen des Sachverständigen Hahlen in seiner Stellungnahme (Anlage 2) unter Punkt 3.6.
73 Verwaltungsgerichtsordnung i. d. F. d. Bek. vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zul. geänd. durch Ge-
setz vom 24. Feb. 2012 (BGBl. I S. 212).
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Für eine berechtigte Interessenwahrnehmung im Rahmen des Gesetzesvollzugs kommen 
allenfalls folgende Bereiche in Betracht:
Das Gesetzesrecht sieht vereinzelt Verfahren vor, in denen eine Öffentlichkeitsbeteiligung 
vorgeschrieben ist. So ist im Planfeststellungsverfahren (§§ 72 ff. Verwaltungsverfahrens-
gesetz - VwVfG) die Mitwirkung von Interessenvertretern nicht nur zulässig, sondern ange-
sichts der zunehmenden gesetzlichen Verankerung von Beteiligungsrechten gerade im 
Umwelt- und Naturschutzrecht sogar erwünscht.74 Zwar lässt § 73 VwVfG offen, ob und in 
welcher Weise Interessenvertretungen in ein Planfeststellungsverfahren einzubeziehen 
sind,75 doch finden sich im Fachplanungsrecht ausdrückliche Regelungen, dass Vereini-
gungen, die sich für den Umweltschutz einsetzen, an dem Verfahren zu beteiligen sind. 
Beispielhaft zu nennen sind hier § 18a des Allgemeinen Eisenbahngesetzes76, § 17a des 
Bundesfernstraßengesetzes77, § 14a des Bundeswasserstraßengesetzes78, § 43a des 
Energiewirtschaftsgesetzes79, § 63 Abs. 1 Nr. 3 des Bundesnaturschutzgesetzes80 und die 
Regelungen des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes81. Die gesetzlichen Regelungen zeigen, 
dass ein Verwaltungsverfahren Raum dafür geben kann, nicht nur die von einem Vorhaben 
oder einer anstehenden Regelung unmittelbar Betroffenen zu Wort kommen zu lassen, 
sondern dass auch Vertretern von Interessen, die darüber hinausgehen, die Möglichkeit 
eröffnet sein soll, sich in das Verfahren einzubringen und auf weitere Aspekte aufmerksam 
zu machen. Dabei steht den Vereinigungen ein weitreichendes Mitwirkungsrecht zu, das 
nicht nur ein Einsichtsrecht in etwaige Sachverständigengutachten gewährt, sondern zu-
gleich die Möglichkeit bietet, naturschutzrechtlichen Einwendungen zu erheben und an 
vorgesehenen Erörterungen teilzunehmen.82 In diesen Fällen ist also für Interessenvertre-
ter ausdrücklich ein Wirkungsbereich eröffnet. 
74 Eine noch weitergehende Stärkung der Rechte von Interessenvertretungen stellt die Einführung einer 
naturschutzrechtlichen Verbands- bzw. Vereinsklage in § 61 BNatSchG auf Bundesebene dar. 
75 Kopp/Ramsauer, Kommentar zum Verwaltungsverfahrensgesetz, 12. Auflage, 2011, § 73 Rn. 36.
76 Allgemeines Eisenbahngesetz vom 27. Dez. 1993 (BGBl. I S. 2378, 2396; 1994 I S. 2439), zul. geänd. 
durch Gesetz vom 22. Dez. 2011 (BGBl. I S. 3044).
77 Bundesfernstraßengesetz i. d. F. d. Bek. vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), zul. geänd. durch Gesetz 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585).
78 Bundeswasserstraßengesetz i. d. F. d. Bek. vom 23. Mai 2007 (BGBl. I S. 962; 2008 I S. 1980), zul. ge-
änd. durch Gesetz vom 6. Okt. 2011 (BGBl. I S. 1986).
79 Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), zul. geänd. durch Gesetz vom 
16. Jan. 2012 (BGBl. I S. 74).
80 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zul. geänd. durch Gesetz vom 6. Feb. 
2012 (BGBl. I S. 148).
81 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz vom 7. Dez. 2006 (BGBl. I S. 2816), zul. geänd. durch Gesetz vom 
24. Feb. 2012 (BGBl. I S. 212).
82 Vgl. Kopp/Ramsauer, aaO. (Fn. 73), § 73 Rn. 39 zu der Beteiligung nach § 63 BNatSchG.
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Neben den gesetzlich vorgesehenen Mitwirkungsrechten sind auch fakultative Beteiligun-
gen von Interessenvertretern (zum Beispiel zur Einholung von Fachwissen) nicht ausge-
schlossen, gerade wenn das Verwaltungsverfahren stärker als „Begegnungsort von Staat 
und Gesellschaft“ gesehen wird.83 Zudem dürfen die Fälle nicht außer Betracht bleiben, in 
denen ein Interessenvertreter bei einer Behörde bereits im Vorfeld initiativ84 vorspricht, um 
den Interessen des von ihm Vertretenen Gehör und stärkeres Gewicht in einem sich an-
schließenden Verwaltungsverfahren zu verleihen, sowie die Fälle informellen Verwaltungs-
handelns, für das es keines förmlichen Antrages bedarf, doch Vorteile für den Vertretenen 
auf sonstige Weise erlangt werden können. Ein Fall informellen Verwaltungshandelns läge 
zum Beispiel bei der Herausgabe von Informationen durch die Verwaltung vor.85 Dieser Be-
reich dürfte für Interessenvertreter besonders „attraktiv“ sein, ließe sich in der Praxis durch 
einen engen Kontakt zu den in der Verwaltung zuständigen Bearbeitern und Entschei-
dungsträgern doch leicht ein „Informationsvorsprung“ gegenüber Konkurrenten gewin-
nen.86
Inwieweit in diesen Bereichen das auf den Legislativ-Lobbyismus zugeschnittene Instru-
ment „Lobbyregister“ als taugliches Instrument verwendet werden könnte und ob das In-
strument gegebenenfalls für diese Bereiche modifiziert werden müsste, bedürfte noch der 
genaueren Untersuchung. Auch hier gilt wiederum, dass eine vertiefte Betrachtung hierzu 
voraussetzt, dass die damit verfolgten Ziele, auch im Hinblick auf die Erforderlichkeit einer 
Registrierungspflicht genauer beschrieben werden.
4. Zuständige Stelle zur Führung des Registers  
Das Eckpunktepapier sieht als registerführende Stelle den Landtag/die Landtagsverwal-
tung vor. Diese Zuordnung erscheint grundsätzlich rechtlich möglich (siehe hierzu bereits 
G I, Abschnitt II.5.c.bb.[2], [S. 24 f.] und die Äußerungen der Sachverständigen87). Zur 
Klarstellung sei hervorgehoben, dass die behördlichen Tätigkeiten, die im Rahmen des 
83 Hierzu Schuppert, Verwaltungswissenschaft, 2000, S. 811f.
84 Im Rahmen eines laufenden Verfahrens ist eine Anhörung der Beteiligten und die Einbeziehung ihres 
Vortrags in die Entscheidung gesetzlich vorgeschrieben, § 1 Abs. 1 VwVfGBbg in Verbindung mit § 28 
Abs. 1 VwVfG.
85 Schuppert, aaO. (Fn. 74), S. 234.
86 Zum Beispiel im bauplanungsrechtlichen Bereich.
87 Sachverständiger Zeh, Stellungnahme (Anlage 3), Punkt 7. 2; aus Zweckmäßigkeitserwägungen heraus 
ablehnend Sachverständiger Hahlen, Stellungnahme (Anlage 2) Punkt 3.4.; für eine Zuständigkeit des 
Landtagspräsidenten/der Landtagsverwaltung (in Bezug auf ein freiwilliges Register) Stellungnahme der 
UVB (Anlage 4), unter Punkt 9.
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parlamentarischen Betriebs anfallen, genau genommen nicht vom Parlament als Verfas-
sungsorgan, sondern vom Landtagspräsidenten bzw. der ihm unterstellten Landtagsver-
waltung wahrgenommen werden. Soweit ein verbindliches Lobbyregister auf gesetzlicher 
Grundlage eingerichtet werden sollte, wäre die hier gemeinte, mit dem Gesetzesvollzug 
befasste Behörde der Landtagspräsident und seine Verwaltung, nicht das Landtagsplenum 
oder ein Ausschuss, die beide ausschließlich parlamentarisch tätig sind. Die (Mit-)Übertra-
gung von Aufgaben des Gesetzesvollzuges an ein rein parlamentarisches Gremium wirft 
Probleme in Bezug auf das verfassungsrechtlich verankerten Prinzip der Gewaltenteilung 
auf,88 zumal auch Melde- und Informationspflichten der Landesregierung Gegenstand des 
Gesetzes sein sollen. Eher näher treten könnte man einem rein beratenden Beirat, dem 
auch Abgeordneten angehören. Zu bedenken wäre aber auch hier, dass die Abgeordne-
ten, die diesem Gremium angehören würden, keine sachverständigen Beiräte im üblichen 
Sinne sind, sondern eher mittelbar Betroffene. Die „vollziehende“ Tätigkeit der registerfüh-
renden Stelle müsste ausdrücklich gegenüber der nur beratenden Funktion des Beirat her-
vorgehoben werden.89
5. Sanktionsmechanismen  
a) Anhörungsrecht ausschließlich für registrierte Interessenvertreter  
Das Eckpunktepapier schlägt zunächst vor, nur eingetragene Interessenvertreter als Sach-
verständige und Anzuhörende zu Anhörungen zuzulassen. Die Einführung einer solchen 
Sanktion wäre aus verschiedenen Gründen problematisch. 
Zunächst stellt sich im Regelungsbereich „Landtag“ für den parlamentarischen Ablauf die 
Frage, wie ein Ausschuss mit einer solchen zwingenden Vorgabe verfahren soll. Derzeit 
kann ein Ausschuss des Landtags Brandenburg gem. § 81 GOLT relativ frei entscheiden, 
wen er zu einem bestimmten Thema anhören möchte. Insbesondere tritt der Ausschuss 
mit einer Einladung an die Anzuhörenden heran, nicht umgekehrt. Der auch im Eckpunkte-
papier beschriebene typische Fall des Lobbyismus (Kontaktaufnahme oder ein solcher 
Versuch durch den Interessenvertreter) liegt jedenfalls formal nicht vor. Sofern zu dem 
Thema, zu dem der Ausschuss anhören möchte, Interessenvertreter eingetragen sind, 
wäre überdies zu fragen, ob der Ausschuss aus Gründen der Gleichbehandlung immer 
88 Siehe überdies dazu, dass der Verdacht einer politischen Handhabung von Sanktionen vermieden wer-
den muss, auch den Sachverständigen Zeh, Stellungnahme (Anlage 3), Punkt 7. 3.
89 Die notwendige Unabhängigkeit der registerführenden Stelle betont der Sachverständige Lange (Trans-
parency International), APr. S. 55 f.
- 34 -
alle eingetragenen Interessenvertreter einladen muss. Denkbar wäre aber auch, dass zu 
einem bestimmten Thema gar keine Interessenvertreter eingetragen sind, z. B. deshalb, 
weil das Thema (zu einem gewissen Teil) einen Personenkreis betrifft, der von Ausnahme-
regelungen zur Eintragungspflicht profitiert. Der Ausschuss wäre in diesem Fall gezwun-
gen, zuvor rechtlich zu prüfen, wen er anhören darf, im Extremfall sogar, ob er überhaupt 
eine Anhörung durchführen darf. Letztlich würde sich der Landtag in der Gestaltung seiner 
Sachverständigen-Anhörungen, die ein wichtiges Mittel zur Beschaffung von Informationen 
sind, sehr stark selbst beschränken.90 
Für die Regelungsbereiche „Landtag“ und „Landesregierung“ gilt im Übrigen, dass eine 
solche Sanktion jedenfalls gegenüber denjenigen Personen und Vereinigungen, die von 
den landesverfassungsrechtlich gewährten, politischen Mitwirkungsrechten profitieren (sie-
he dazu oben 2.c.aa), nicht angeordnet werden darf. Auch gegenüber dem Abgeordneten 
kommt ein „Kontaktverbot“ zu „Nichtregistrierten“ nicht in Betracht (siehe dazu bereits G I, 
Abschnitt II.5.c.aa [S. 20 f.] und die Stellungnahmen der Sachverständigen91).
Für den Regelungsbereich „Landesregierung“ ist schließlich auf das bereits angesproche-
ne Problem des Kernbereichs der exekutiven Eigenverantwortung hinzuweisen. In den 
Kernbereich der exekutiven Eigenverantwortung würde unzulässig eingegriffen, wenn aus 
einer unterlassenen Registrierung Gebote oder Verbote für das politische Handeln der 
Landesregierung abgeleitet werden würden (siehe dazu bereits ausführlich G I, Abschnitt 
II.5.d [S. 25 ff.] und der Sachverständige Hahlen92).
b) Nichtigkeit von Dienstleistungsverträgen mit nicht registrierten Interessenvertretern  
Sollte die Rechtsfolge der Nichtigkeit von Verträgen zwischen Dienstleistungsanbietern 
und Dienstleistungsnehmern im Bereich der Interessenvertretung93 als Rechtsfolge ange-
strebt werden, wäre dies unter mehreren Aspekten rechtlich problematisch.
Die unmittelbare Anordnung der Nichtigkeit solcher Verträge wäre eine Regelung des Ver-
tragsrechts/Schuldrecht, also eine Regelung auf dem Gebiet des Bürgerlichen Rechts. Es 
90 Sachverständiger Zeh, APr. S. 7: „Landtag schneidet sich ins eigene Fleisch“.
91 Sachverständiger Hahlen, APr. S. 5; Sachverständiger Zeh, Stellungnahme (Anlage 3) unter Punkt 7.4.
92 Sachverständiger Hahlen, Stellungnahme Punkt 3.6, der zugleich auf den Konflikt mit dem landesver-
fassungsrechtlich gewährleisteten Anspruch auf Information hinweist.
93 Vergleichbar der Bestimmung § 15 der Regierungsvorlage zu einem österreichischen Lobbying- und In-
teressenvertretungs-Transparenz-Gesetz – LobbyG (siehe Nr. 1465 der Beilage zu den Sten Prot. des 
NR XXIV. GP.)
- 35 -
wäre für eine solche Rechtsfolgenanordnung fraglich, ob das Land hierfür die Gesetzge-
bungskompetenz besitzt. Der Bund hat auf dem Gebiet des Bürgerlichen Rechts gem. 
Art. 72 Abs. 1, Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG von seiner konkurrierende Gesetzgebungskompe-
tenz in sehr umfassender Weise Gebrauch gemacht.
Denkbar wäre allenfalls, als Landesgesetzgeber ein Verbot zum Abschluss solcher Verträ-
ge zu formulieren. Die gewünschte Rechtsfolge träte in diesem Fall möglicherweise auf der 
Grundlage von § 134 BGB ein. Allerdings würde sich bei diesem Vorgehen der grundrecht-
liche Maßstab, an dem eine solcherart „sanktionierte“ Registrierungspflicht zu messen 
wäre, erheblich verschieben. Die Registrierungspflicht würde sich von einer bloßen Ord-
nungsvorschrift, die im grundrechtlichen Sinne regelmäßig nur die Eingriffsintensität einer 
Berufsausübungsregelung in die Berufsfreiheit erreicht, zu einer (indirekten) Zulassungs-
voraussetzung für diejenigen wandeln, die die Interessenvertretung als entgeltliche Dienst-
leistung anbieten wollen. Als Folge könnten nur diejenigen den Beruf des politischen Inter-
essenvertreters ausüben bzw. entsprechende Dienstleistungsangebote machen, die sich 
zuvor haben registrieren lassen. 
Verbände oder sonstige Vereinigungen, die die Interessen ihrer Mitglieder wahrnehmen, 
würden hingegen von dieser Rechtsfolge nicht betroffen, ebenso wenig die „Inhouse“ 
wahrgenommene Interessenvertretung beispielsweise durch eine hierzu gebildete Unter-
nehmensabteilung. Auch das Verhalten des Unternehmers oder der Unternehmensleitung, 
der/die seine/ihre Interessen selbst vertritt, wäre nicht tangiert.
Zu bedenken wäre außerdem, dass mit der Anordnung dieser Rechtsfolge gerade die Ver-
träge mit Nichtigkeit „bestraft“ würden, in denen die gewünschte Dienstleistung klar und 
eindeutig benannt wird. Es ist anzunehmen, dass somit gerade das legitime Angebot von 
Dienstleistungen einer relativ harten Sanktion unterworfen würde, während die uner-
wünschten Auswüchse einer „Hinterzimmer-Politik“ davon wahrscheinlich gar nicht betrof-
fen wären. 
c) Nichtregistrierung als Ordnungswidrigkeitstatbestand  
Als weitere Sanktion fordert das Eckpunktepapier unter dem Stichwort „Bußgeldkatalog“ 
die Schaffung eines ordnungsrechtlichen Sanktionssystems (zur Möglichkeit einer ord-
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nungsrechtlichen Sanktionierung der Registrierungspflicht siehe bereits G I unter II 5.c.bb 
[2] [S. 22 f.] und die Stellungnahmen der Sachverständigen94).
6. Widerspruchsmöglichkeit  
Eine Widerspruchsmöglichkeit Dritter wird im Eckpunktepapier nicht angesprochen.
7. Modalitäten der Registerführung  
Das Eckpunktepapier sieht eine Veröffentlichung des Registers auf einer Internetseite vor. 
Dies ist, soweit gewisse Vorkehrungen bei der Veröffentlichung getroffen werden, rechtlich 
möglich (zu den Modalitäten der Registerführung siehe G I, Abschnitt II.5.b.aa [S. 28]; die 
Sachverständigen sehen diese Form der Veröffentlichung ebenfalls als rechtlich möglich 
an95). Der Hinweis in der Stellungnahme von Transparency International, dass auch Bür-
gern, die keine Möglichkeit der Einsichtnahme in ein elektronisches Register Zugang zu 
Informationen verschafft werden müsse, sollte berücksichtigt werden.96 
8. Kombination mit einem Verhaltenskodex für Interessenvertreter  
Die Kombination mit einem Verhaltenskodex für Lobbyisten/Interessenvertreter wird im 
Eckpunktepapier nicht angesprochen.
9. Anmerkungen zu Ergänzung des eigentlichen Lobbyregisters  
Das Eckpunktepapier schlägt vor, für das künftige Gesetz bereits von vornherein eine Eva-
luation vorzusehen. Dies ist ohne weiteres rechtlich zulässig.97
94 Grundsätzlich rechtlich möglich nach Meinung des Sachverständigen Hahlen, Stellungnahme (Anlage 
2) Punkt 3.1.2 sowie des Sachverständigen Zeh, Stellungnahme (Anlage 3), Punkt 7. 3; zustimmend die 
Stellungnahme von Transparency International (Anlage 6), Punkt 7 und die Stellungnahme von Lobby-
Control (Anlage 7) Punkt 2.7; ablehnend die Stellungnahme der UVB (Anlage 4) unter Punkt 7.
95 Sachverständiger Hahlen, Stellungnahme (Anlage 2), Punkt 3.5.
96 Stellungnahme von Transparency International (Anlage 6), Punkt. 8.
97 Eine Evaluationsklausel befürwortet ausdrücklich der Sachverständige Zeh, APr. S. 33.
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VI. Einzeldarstellung: Eckpunktepapier der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
Übersicht
Eckpunkt Vorgeschlagene Lösung Zusammengefasste Bemerkung
1. Rechtsform/Verbindlich-
keit
Gesetz/Eintragungspflicht Grundsätzlich rechtlich umsetzbar.
2. Begriff des Lobbyisten 
bzw. des Lobbyierens
Jeder Versuch der direkten Einfluss-
nahme auf Entscheidungen der Frak-
tionen, des Plenums und der Aus-
schüsse des Landtags einschließlich 
der Rechtsetzung und ihrer Vorberei-
tung sowie auf alle Entscheidungen 
der Landesregierung mit rechtlich er-
heblichen Auswirkungen (dagegen 
nicht Exekutiventscheidungen in 
Form von Verwaltungsakten).
Objektives Tatbestandselement der direkten Ein-
flussnahme dürfte nicht den verfassungsrechtli-
chen Bestimmtheitsanforderungen genügen.
a) Daten/Datensätze, 
die angegeben wer-
den müssen
(1) Name und Sitz, (2) Zusammen-
setzung von Vorstand und Ge-
schäftsführung, (3) Interessenbe-
reich, (4) ggf. Auftraggeber, (5) Mit-
gliederzahl (soweit mitgliedschaftlich 
organisiert), (6) geschätzte Kosten, 
die in den Anwendungsbereich des 
Registers fallen, (7) Zuordnung der 
Umsätze zu den Auftraggebern, (8) 
Finanzierungsquellen, (9) Name der 
Vertreter, (10) Anschrift der Ge-
schäftsstelle am Sitz des Landtags, 
(11) Hinweis zur Unterwerfung unter 
den freiwilligen Verhaltenskodex.
Zweistufiges Verfahren a) Datenerhe-
bung und b) Datenveröffentlichung 
mit Einzelfallprüfung.
Die Datensätze (1), (2), (3), (5), (9), (10), (11) 
dürften erhoben werden, die Datensätze (4), (6), 
(7) und (8) sind mehr oder weniger bedenklich in 
Bezug auf das verfassungsrechtlich geschützte 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnis. 
Unstimmigkeit im Verhältnis der Definition des 
Kreises der Registrierungspflichtigen zu der Aus-
gestaltung der geforderten Datensätze.
Zweistufiges Verfahren dürfte in Bezug auf den 
zu beachtenden Datenschutz keine Verbesse-
rung bringen.
b) Zeitliche und finanzi-
elle Schwellenwerte 
in Bezug auf das zur 
Verfügung stehende 
Budget
Schwellenwerte sollen eingeführt 
werden
Grundsätzlich rechtlich umsetzbar, aber Konkre-
tisierung im Rahmen eines Gesamtkonzepts er-
forderlich. Konkrete Formulierung muss den 
Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnis-
sen berücksichtigen. Schwellenwert-Äquivalent 
für mitgliedschaftlich organisierte Verbände und 
Vereinigungen sollte in Erwägung gezogen wer-
den.
c) Ausnahmevorschrif-
ten für bestimmte 
Personen oder Verei-
nigung
Ausnahmebestimmungen für Amts- 
und Mandatsträger, politische Partei-
en, Journalisten, Organisationen und 
Personen, denen nach der Landes-
verfassung politische Mitwirkungs-
rechte zuerkannt werden (Beispiel: 
sorbische Minderheit)
Konkretisierung im Rahmen eines Gesamtkon-
zepts erforderlich. Landesverfassungsrechtlich 
begründete politische Beteiligungsrechte, die 
eine Sonderbehandlung verschiedener Hand-
lungszusammenhänge bzw. verschiedener Per-
sonen, Gruppen und Institutionen erfordern, wer-
den von den Eckpunkten nur unvollständig be-
rücksichtigt.
3. Reichweite (Erstre-
ckung) 
Landtag Rechtlich umsetzbar.
a) Landesregierung (Gu-
bernative als Teil der 
Exekutive)
Erfassung, soweit mit Gesetzesvor-
bereitung befasst (?)
Konkretisierung des Gesamtkonzepts erforder-
lich. 
b) Landesverwaltung 
(Administrative als 
Teil der Exekutive)
Grundsätzlich ja, Exekutiv-Entschei-
dungen in Form von Verwaltungsak-
ten sollen ausgenommen sein.
Konkretisierung erforderlich; Lobbyregister als 
Transparenz-Instrument wohl nur bedingt für 
Handlungszusammenhänge im Bereich der Ver-
waltung geeignet.
4. Zuständige Stelle zur 
Führung des Registers
Unabhängiger Beauftragter Grundsätzlich rechtlich umsetzbar.
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5. Sanktionsmechanismen Ordnungsrechtliches Sanktionssys-
tem
Rechtliche Umsetzbarkeit wegen des Bestimmt-
heitsgebots abhängig vom Gelingen der unter 2. 
angezeigten erforderlichen Konkretisierung des 
Tatbestandes der Registrierungspflicht, Konkreti-
sierung hinsichtlich des Sanktionssystems im 
Einzelnen erforderlich.
6. Widerspruchsmöglich-
keit Dritter
Nicht vorgesehen -/-
7. Modalitäten der Regis-
terführung
Nicht konkretisiert -/-
8. Kombination mit einem 
Verhaltenskodex
Hinweis auf die freiwillige Selbstver-
pflichtung zur Beachtung eines Ver-
haltenskodex
Grundsätzlich rechtlich umsetzbar.
1. Rechtsform/Verbindlichkeit  
Das Eckpunktepapier schlägt die Einrichtung eines verpflichtenden Lobbyregisters auf der 
Grundlage eines Gesetzes vor. Dies ist grundsätzlich möglich. Will man die Eintragung in 
das Register zur Pflicht erheben, ist eine (parlaments-)gesetzliche Grundlage hierfür sogar 
unumgänglich (siehe dazu bereits G I, Abschnitt II.5.a [S. 16 f.] und die Stellungnahmen 
der Sachverständigen98). 
2. Begriff des Lobbyisten bzw. des Lobbyierens  
Das Eckpunktepapier schlägt vor, die Tätigkeit des Lobbyierens als „jeden Versuch der di-
rekten Einflussnahme auf Entscheidungen der Fraktionen, des Plenums und der Aus-
schüsse des Landtags einschließlich der Rechtssetzung und ihrer Vorbereitung sowie auf 
alle Entscheidungen der Landesbehörden mit erheblicher Außenwirkung“ zu definieren. In-
dem das Eckpunktepapier den „Versuch der Einflussnahme“ zur Tatbestandsdefinition her-
nanzieht, wird das „Absichtselement“ als subjektives Element des Tatbestandes sehr stark 
betont. Auf das Problem, dass der Wille bzw. die Absicht der Einflussnahme für sich ge-
nommen jedenfalls nicht genügt, den Betroffenen eine Registrierungspflicht aufzuerlegen, 
wurde allgemein oben unter Abschnitt III. schon eingegangen.
Das Element des tatsächlichen Handelns, das als objektives Tatbestandselement eine Re-
gistrierungspflicht auslösen soll, wird im Eckpunktepapier nur ganz ansatzweise berück-
sichtigt, nämlich durch die Formulierung „direkte Einflussnahme auf Entscheidungen“. Re-
gelungstechnisch handelt es sich bei dem Begriff „direkte Einflussnahme“ um einen so ge-
98 Sachverständige Meyer, APr. S. 32 und Stellungnahme (Anlage 1) Punkt 1; Hahlen, APr. S 4 und Stel-
lungnahme (Anlage 2), Punkt 3.1.1.; Zeh, APr. S. 6, 7; Stellungnahme (Anlage 3), Punkt 3.; Unterneh-
mensverbände Berlin-Brandenburg (Dombrowsky), APr. S.13; Deutsche Gesellschaft für Politikberatung 
(Kretschmer), APr. S. 25.
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nannten unbestimmten Rechtsbegriff, der vom Rechtsanwender noch ausgelegt werden 
muss. Grundsätzlich ist auch eine Regelungstechnik, die auf unbestimmte, also ausle-
gungsbedürftige Rechtsbegriffe zurückgreift, mit dem besonderen Bestimmtheitsgebot 
(Art. 103 Abs. 2 GG/Art. 53 Abs. 1 LV)99 vereinbar. Voraussetzung ist allerdings, dass aus 
der Zielsetzung des Gesetzes sowie dem sachlichen Zusammenhang der Norm ihr Zweck 
und Inhalt ausreichend ermittelt werden kann und sich objektive Kriterien gewinnen las-
sen, die eine willkürliche Handhabung durch die Behörden und Gerichte ausschließen.100 
Insbesondere muss der Betroffene in der Lage sein, sein Verhalten nach der Norm auszu-
richten.101 Im Lichte dieser Anforderungen dürfte das Tatbestandsmerkmal „direkte Ein-
flussnahme“ keinesfalls bestimmt genug sein. So könnte man sich fragen, ob mit „direkter 
Einflussnahme“ auch ein so genannter offener Brief, der in den Medien wiedergegeben 
wird, oder auch eine Einladung von Abgeordneten zu eigenen Veranstaltungen wie Aus-
stellungseröffnungen oder Festen gemeint ist. Hier wäre daher eine noch konkretere Be-
schreibung der registrierungspflichtigen Handlungszusammenhänge zu empfehlen.
a) Anzugebende Daten/Datensätze  
Das Eckpunktepapier schlägt vor, bei Interessenvertretern folgende Daten abzufragen: 
(1) Name und Sitz, (2) Zusammensetzung von Vorstand und Geschäftsführung, (3) Inter-
essenbereich, (4) ggf. Auftraggeber, (5) Mitgliederzahl (soweit mitgliedschaftlich organi-
siert), (6) geschätzte Kosten, die in den Anwendungsbereich des Registers fallen, (7) Zu-
ordnung der Umsätze zu den Auftraggebern, (8) Finanzierungsquellen, (9) Name der Ver-
treter, (10) Anschrift der Geschäftsstelle am Sitz des Landtags, (11) Hinweis zur Unterwer-
fung unter den freiwilligen Verhaltenskodex.
Veröffentlicht werden sollen indes im Einzelfall nur die Daten, deren Veröffentlichung mit 
den Schutzinteressen des Betroffenen vereinbar, insbesondere verhältnismäßig ist. Inso-
fern wird hier angedeutet, dass im Anschluss an die Datensammlung für jeden Einzelfall 
ein Prüfverfahren für die Veröffentlichung angeschlossen werden soll.
Es spricht viel dafür, dass von den betroffenen Personen und Unternehmen verlangt wer-
den kann, die Datensätze (1) bis (3), (5), (9), (10) und (11) bei der registerführenden Stelle 
anzugeben. M. E. unstimmig ist indes die unter Punkt 4 einleitend erhobene Forderung, 
99 Siehe hierzu G I unter II.5.c.bb. (2), S. 23 f.
100 BVerfGE 21, 71 (79).
101 BVerfGE 73, 206 (234 f.); 87, 399 (411).
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nur den Verbänden, die „gegen Entgelt“ tätig werden, eine Registrierungspflicht aufzuerle-
gen. Regelmäßig finanzieren Verbände und sonstige ideelle Vereinigungen ihre Arbeit der 
Interessenvertretung durch Mitgliedsbeiträge und Spenden, also nicht durch „Entgelte“. 
Gerade unter den Verbänden befinden sich einflussreiche Organisationen. Überdies wird 
im Eckpunktepapier unter Punkt 0. 6 mit der dort vorgenommenen Definition des Interes-
senverbandes angedeutet, dass auch diese Vereinigungen grundsätzlich unter die Regis-
trierungspflicht fallen sollen, ebenso wie Selbstverwaltungskörperschaften (Punkt 0. 5). 
Deshalb sollte aufgrund der unterschiedlichen Struktur von mitgliedschaftlich organisierten 
Verbänden und Vereinen einerseits und Unternehmen, Agenturen und Freiberuflern ande-
rerseits in Bezug auf die anzugebenden Datensätze genauer differenziert werden.102 Die 
tatbestandliche Beschreibung der registrierungspflichtigen Handlungszusammenhänge 
und die Ausnahmebestimmungen müssen in sich schlüssig und aufeinander bezogen sein. 
Die Möglichkeit, einschlägig gegen Entgelt tätige Einzelpersonen, Vereinigungen und Un-
ternehmen zur Angabe des zur Verfügung stehenden Budgets zu verpflichten (Punkte 4, 6, 
7 und 8), dürfte (jedenfalls teilweise) jedoch an verfassungsrechtliche Grenzen stoßen, die 
sich aus dem grundrechtlich gewährten Schutz der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
ergeben (siehe dazu ausführlich G I unter Abschnitt II.5.b.aa [S.17 ff.] und die Stellungnah-
me des Sachverständigen Hahlen103). Freilich wäre es denkbar, dass der Betroffene, so-
weit es nur ihn selbst betrifft, bestimmte Angaben freiwillig macht (z. B. Umsatz insgesamt 
ohne Zuordnung zu einzelnen Auftraggebern) und sie deshalb auch im Lobbyregister ver-
öffentlicht werden könnten. Diese Konstellation könnte jedoch unmittelbar im Gesetz gere-
gelt werden. Ein offenbar zur Verbesserung des Grundrechtsschutzes vorgesehenes, ein-
zelfallbezogenes Prüfverfahren für die Veröffentlichung der gesammelten Daten müsste 
hierzu nicht eingeführt werden. Vielmehr wäre in Bezug auf ein gesondertes Prüfverfahren 
zur Veröffentlichung im Einzelfall zu fragen, mit welcher Rechtfertigung die zuständige 
Stelle zunächst größere Datensätze sammeln darf, wenn für eine beachtliche Gruppe von 
Daten eine Veröffentlichung im Register regelmäßig nicht in Betracht kommen dürfte.
b) Zeitliche und finanzielle Schwellenwerte  
Das gesetzgeberische Konzept, Schwellenwerte, also gewissermaßen Bagatellgrenzen 
festzulegen, steht, soweit finanzielle Schwellenwerte und solche zum Arbeitsaufwand an-
102 Siehe dazu auch die Vorschläge des Sachverständigen Zeh in seiner Stellungnahme (Anlage 3), 
Punkt 5.1.
103 Stellungnahme des Sachverständigen Hahlen (Anlage 2), Punkt 3.2.3. zu Umsatz, Kundenlisten und Er-
trägen.
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gesetzt werden, im Zusammenhang mit der Verpflichtung, das zur Verfügung stehende 
Budget anzugeben. Der Zusammenhang erweist sich als um so enger, je differenzierter 
die Schwellenwerte festgesetzt werden. Schwellenwerte müssten deshalb in Ansehung 
der oben erwähnten verfassungsrechtlichen Maßgaben bestimmt werden.104 Jedenfalls 
dürfen auch sie keine direkten Rückschlüsse auf Daten des Betroffenen zulassen, die dem 
Schutz der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse unterliegen.
Der Ansatz von Schwellenwerten (finanziell bzw. in Bezug auf Arbeitsaufwand) ist auf die 
entgeltliche Interessenvertretung im Auftrag und allenfalls noch auf die Tätigkeit einer „Ab-
teilung Öffentlichkeitsarbeit“ eines größeren Unternehmens zugeschnitten. Nur in solchen 
Strukturen dürfte der betriebene Aufwand in Arbeitsstunden oder in Geldwert einigerma-
ßen erfassbar sein. Sollen auch mitgliedschaftlich organisierte Interessenvertretungen 
(Verbände, Vereine, Vereinigungen sonstiger Art) einer Registrierungspflicht unterfallen 
(siehe dazu indes die Darstellung zu Ausnahmeregelungen), wäre zu überlegen, ob für 
diese Form der Interessenvertretung ein handhabbares Äquivalent formuliert werden muss 
(beispielsweise Mindestmitgliederzahl, Schwellenwert in Bezug auf die Finanzierungsbasis 
aus Mitgliederbeiträgen und Spenden).
c) Ausnahmeregelungen  
Das Eckpunktepapier schlägt vor, in- und ausländische Mandatsträger, politische Parteien 
sowie Journalisten und Personen, denen nach der Landesverfassung ein nicht unter Ge-
setzesvorbehalt stehendes Recht auf politische Mitwirkung zuerkannt wird, von der Regis-
trierungspflicht auszunehmen. Die Sonderbehandlung von Mandatsträgern, politischen 
Parteien und Journalisten im Zusammenhang mit einem Lobbyregister ergibt sich aus der 
Zielrichtung des Lobbyregisters allgemein, aus der verfassungsrechtlich vorgeformten Rol-
le der Parteien und aus der Pressefreiheit. Wie im Eckpunktepapier zutreffend formuliert, 
bedürfen insbesondere die in der brandenburgischen Landesverfassung sehr stark ausge-
stalteten politischen Mitwirkungsrechte für bestimmte Personen, Vereinigungen und Institu-
tionen bei der Formulierung von Ausnahmebestimmungen besonderer Beachtung. Auf-
grund der herausgehobenen Rechte, die die Landesverfassung in Bezug auf die politische 
Mitwirkung gewährt, liegt hier eine besondere Herausforderung für ein Konzept „Lobbyre-
gister auf Landesebene“:
104 Hierauf weist auch der Sachverständige Zeh in seiner Stellungnahme (Anlage 3) unter Punkt 5.2 hin.
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aa) Verfassungsrechtlich gewährte Mitwirkungsrechte für Interessenvertreter als Schran-
ken für die Einführung einer Registrierungspflicht
Soweit die Landesverfassung politische Mitwirkungsrechte gewährleistet, dürfte es unzu-
lässig sein, die Wahrnehmung dieser Rechte von einer Registrierung in einem Lobbyregis-
ter abhängig zu machen. Daneben muss sorgfältig geprüft werden, inwieweit solche Rech-
te den Gesetzgeber darüber hinaus daran hindern könnten, Interessenvertretern gewisser-
maßen im Vorfeld verbindliche Registrierungspflichten aufzuerlegen.
Zu diesen Rechten gehört zunächst das Petitionsgrundrecht (Art. 17 GG/Art. 24 LV). Peti-
tionen, auch wiederholt erhobene, sind vom Anwendungsbereich der Registrierungspflicht 
ausdrücklich auszunehmen.105
Darüber hinaus ist auf Art. 21 Abs. 3 Satz 1 LV hinzuweisen. Diese Verfassungsbestim-
mung gewährt allen Menschen das Recht, „sich in Bürgerinitiativen oder Verbänden zur 
Beeinflussung öffentlicher Angelegenheiten [!] zusammenzuschließen“. Der durch diese 
Verfassungsbestimmung gewährleistete Schutz dürfte über die bereits durch Art. 9 Abs. 1 
GG gewährleistete Vereinigungsfreiheit hinausgehen. Art. 9 Abs. 1 GG vermittelt neben 
der Freiheit der Selbstorganisation keine besondere Schutzwirkung für die nach außen ge-
richtete Betätigung einer Vereinigung. Die nach außen gerichtete Betätigung unterfällt viel-
mehr, gleich derjenigen einer Einzelperson, dem Schutzbereich des jeweils einschlägigen 
Freiheitsgrundrechts.106 Die mögliche politische Zielrichtung, die Menschen, die sich in Ver-
einigungen zusammenschließen, verfolgen, ist nicht Gewährleistungsgegenstand von 
Art. 9 Abs. 1 GG im Sinne eines politischen Grundrechts.107 Bezogen auf Art. 21 Abs. 3 LV, 
der unter der Überschrift der politischen Gestaltungsrechte steht, dürfte indes davon aus-
zugehen sein, dass der politischen Zielrichtung einer Vereinigung ein besonderer Schutz 
zukommt. Es wird in diesem Zusammenhang wohl zu Recht die Auffassung vertreten, 
dass die Nennung von „Bürgerinitiativen“ und „Verbänden“ nicht im Sinne einer Begren-
zung des Schutzbereiches auf diese beiden Organisationsformen zu verstehen ist. Viel-
mehr ist der Schutzbereich immer dann eröffnet, wenn das Ziel einer Vereinigung die poli-
tische Betätigung (in Abgrenzung zu einem wirtschaftlichen Ziel) ist.108 Das Recht steht 
nicht unter Gesetzesvorbehalt. Art. 21 Abs. 3 Satz 3 LV enthält lediglich einen Gesetzge-
105 So auch der Sachverständige Hahlen, Stellungnahme (Anlage 2) unter Punkt 3.1.2.
106 Siehe dazu beispielsweise Kempter, in: v. Mangolt/Klein/Stark, GG I,2010, Art. 9 Rn. 3-5.
107 Höfling, in: Sachs (Hrsg.), GG, 6. Aufl. 2011, Art. 9 Rn. 28.
108 Iwers, in: Lieber/Iwers/Ernst, Verfassung des Landes Brandenburg – Kommentar, 2012, Art. 21 Anm. 4.
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bungsauftrag zur Ausgestaltung des Anspruchs auf Information dieser Vereinigungen.109 
Deshalb wäre zu fragen, ob das mit einer Registrierungspflicht bezweckte Ziel einer (mil-
den) staatlichen Kontrolle des Lobbyistenwesens mit der Verfassung in Einklang steht, so-
weit davon politisch ausgerichtete Interessenvereinigungen gleich welcher Organisations-
form oder Größe betroffen sind. Für diese Interessenvertreter liegt die Annahme nahe, 
dass im Lichte von Art. 21 Abs. 3 LV eine Registrierungspflicht nur damit gerechtfertigt 
werden kann, dass die Registrierung eine organisatorische Erleichterung bietet, die auch 
im Interesse dieser Interessenvertreter liegt. Jedenfalls dürfte diese Bestimmung der Lan-
desverfassung der Einrichtung eines ordnungsrechtlich orientierten Sanktionssystems ge-
genüber den genannten Vereinigungen Grenzen setzen, da ein solches System im Vorfeld 
„Abschreckungswirkung“ in Bezug auf die kollektive politische Betätigung entfalten kann.
Daneben hebt die Landesverfassung noch weitere Vereinigungen wegen ihres gesell-
schaftlichen Auftrags in besonderer Weise hervor:
In Bezug auf eine verfassungsrechtlich zwingend vorzusehende Ausnahme von der Regis-
trierungspflicht zu untersuchen wären insbesondere Vereinigungen und Gruppierungen 
der sorbischen Interessenvertreter (Art. 25 Abs. 1 und 5 LV)110 sowie die Mitwirkungsrech-
te der Eltern, Lehrer und Schüler und ihrer Vereinigungen bei der Gestaltung des Schulwe-
sens (Art. 30 Abs. 2 LV).
Genauer zu beleuchten wäre auch die Anerkennung des „Öffentlichkeitsauftrags“ der Kir-
chen und Religionsgemeinschaften durch die Landesverfassung gem. Art. 36 Abs. 3 
Satz 1 LV. Kirchen und Religionsgemeinschaften sind überdies teilweise Körperschaften 
des öffentlichen Rechts. Dieser besondere Rechtsstatus könnte ebenfalls einer gewisser-
maßen „zusätzlichen“ Registrierungspflicht als Vereinigung entgegenstehen.
Ebenso könnte der quasi öffentlich-rechtliche Status der kommunalen Spitzenverbände in 
Bezug auf die Anhörungs- und Beteiligungsrechte im politischen Prozess (Art. 97 Abs. 4 
Satz 1 LV) eine Befreiung von der Registrierungspflicht oder jedenfalls Ausnahmevorschrif-
ten im Sanktionssystem erfordern.
109 Iwers, in: Lieber/Iwers/Ernst, ebd.; andere Auslegung durch den Sachverständigen Hahlen in seiner 
Stellungnahme (Anlage 2) unter Punkt 3.1.2.
110 Hingewiesen werden soll darauf, dass für Interessenvertretungen der sorbischen Minderheit – allerdings 
aus ganz anderen Erwägungen heraus – Überlegungen angestellt wurden, eine „Anerkennung“ als In-
teressenvertretung einzuführen, siehe dazu Gutachten des PBD vom 26. Okt. 2011 (Bearbeiter: Platter/  
Schmidt/Bohm), Novellierung des brandenburgischen Sorben(Wenden)-Gesetzes / Prüfung einiger Re-
formvorschläge, S. 25 ff.
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Die auch in der Landesverfassung den Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden ver-
bürgte Tarifautonomie, also das Recht zur eigenverantwortlichen, mithin ohne Beteiligung 
des Staates ausgehandelten Ordnung von Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen durch kol-
lektive Vereinbarungen, würde zwar durch eine Registrierungspflicht als politische Interes-
senvertreter nicht unmittelbar eingeschränkt.111 Dennoch wäre auch hier zu prüfen, ob eine 
allgemeine Registrierungspflicht für Verbände in dieses Grundrecht mittelbar eingreift.
Aus den dargestellten verfassungsrechtlich abgesicherten politischen Mitwirkungsrechten 
von Vereinigungen im Allgemeinen und bestimmten Interessenvertretern und Organisatio-
nen im Besonderen dürfte sich ergeben, dass eine beachtliche Zahl der auf Landesebene 
tätigen Interessenvertreter Anrecht auf eine gesonderte Behandlung im Anwendungsbe-
reich des Registers haben. Allgemeiner gesprochen steht das Ziel der Herstellung von 
Transparenz der Interessenvertretung durch ein staatlich eingerichtetes Register in einem 
Spannungsverhältnis zum Postulat der brandenburgischen Landesverfassung, die Gesell-
schaft und ihre Gruppen an der staatlichen Tätigkeit zu beteiligen112 (vgl. Art. 21 Abs. 1 
LV), und dem damit verbundenen ausdrücklichen Bekenntnis zum politischen Pluralis-
mus,113 frei von der Einflussnahme eines übermächtigen Staates. Dies muss durch eine 
sorgfältige Formulierung des Registrierungspflicht und ihrer möglichen Ausnahme- und 
Befreiungstatbestände zum Ausgleich gebracht werden.
Als typische Interessenvertreter, bei denen gewissermaßen „nur“ die Berufsfreiheit und die 
informationellen Selbstbestimmung als verfassungsrechtliche Maßgaben zu beachten 
sind, verbleiben nur Unternehmen, Vertreter von Unternehmen und im Bereich der politi-
schen Interessenvertretung tätige Dienstleister. Verfolgt man die Zielvorstellung, den Bür-
gern sowie den Mandats- und Amtsinhabern mit dem Lobbyregister einen möglichst reali-
tätsgetreuen Überblick über die in der Landespolitik tätigen Interessenvertreter zu ver-
schaffen,114 wäre zugleich zu vermeiden, dass das Lobbyregister wegen umfangreicher 
Ausnahmen von der Registrierungspflicht ein auf diese „Restgruppe“ beschränktes, einsei-
tiges Bild der „Politiklandschaft“ zeichnet, das nicht der Transparenz dienen würde.
111 Siehe zu Registrierungspflichten im Zusammenhang mit der Tarifautonomie beispielsweise auch § 6 Ta-
rifvertragsgesetz (Tarifregister).
112 Iwers, in: Lieber/Iwers/Ernst, Verfassung des Landes Brandenburg - Kommentar, 2012, Art. 21 Anm. 2. 
113 v. Brünneck/Epting, in: Simon/Franke/Sachs, Handbuch der Verfassung des Landes Brandenburg, 1994, 
§ 22 Rn. 3.
114 In diesem Sinne die Deutsche Gesellschaft für Politikberatung, Stellungnahme (Anlage 8), Ad 1.,2.
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bb) Sonderbestimmungen für einzelne Interessenvertreter
Neben den landesverfassungsrechtlich begründeten Ausnahmen von der Registrierungs-
pflicht und der weiter oben angesprochenen Bagatellregelung mit Hilfe von Schwellenwer-
ten stünde es dem Gesetzgeber frei, weitere Ausnahmen vorzusehen. Er müsste hierbei 
aber den allgemeinen Gleichheitssatz beachten, der es verbietet, vergleichbare Gruppen 
von Normadressaten ohne sachlichen Grund ungleich zu behandeln. Ob für bestimmte 
Ausnahmeregelungen ein sachlicher Grund für eine Ausnahme von der Registrierungs-
pflicht vorliegt, könnte nur anhand einer konkreten Vorgabe geprüft werden.
3. Reichweite  
a) Erstreckung auf die Landesregierung (Gubernative)  
Das Eckpunktepapier fordert einerseits nicht ausdrücklich, dass auch die Landesregierung 
dem Anwendungsbereich der Registrierungspflicht unterfallen soll. Andererseits soll aber 
auch die „Rechtsetzung und ihre Vorbereitung“ in den Tatbestand der Registrierungspflicht 
einbezogen werden. Da die Landesregierung und die sie unterstützende Ministerialverwal-
tung einen Großteil dieser Vorbereitungsarbeit leistet,115 müsste damit auch die Kontakt-
aufnahme zur Landesregierung in den Tatbestand aufgenommen werden. Das wäre 
grundsätzlich rechtlich umsetzbar. Fraglich wäre allerdings, ob aus der Registrierung/
Nichtregistrierung wiederum gesetzlich bestimmte Gebote oder Verbote für das politische 
Handeln der Landesregierung abgeleitet werden dürfen (siehe dazu bereits ausführlich G 
I, Abschnitt II.5.d [S. 25 ff.] und die Stellungnahme des Sachverständigen Hahlen116).
b) Erstreckung auf die Landesverwaltung (Administrative)  
Wie schon in G I, Abschnitt II 7. (S. 36) angedeutet, steht das Thema „Transparenz und 
Lobbyismus“ im Bereich des eigentlichen Gesetzesvollzugs, der Hauptaufgabe der Verwal-
tung, unter grundsätzlich anderen Vorzeichen. 
Da die gesetzesvollziehende Verwaltung an Recht und Gesetz gebunden (Art. 20 Abs. 3 
GG/Art. 2 Abs. 5 Satz 2 LV) und zur Neutralität verpflichtet ist, verbleibt für eine legitime in-
115 Zur besonderen Rolle der Ministerialverwaltung bei der Gesetzesvorbereitung siehe G I, Abschnitt II. 
2.b, S. 8 f.
116 Sachverständiger Hahlen, Stellungnahme Punkt 3.6, der zugleich auf den Konflikt mit dem landesver-
fassungsrechtlich gewährleisteten Anspruch auf Information hinweist.
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teressengeleitete Einflussnahme auf Entscheidungsträger außerhalb der verfahrensrechtli-
chen Vorgaben wenig Raum. Weicht der Amtsträger durch die Berücksichtigung etwaiger 
vorgetragener Interessen von den ihn bindenden Normen ab und trifft er im Ergebnis eine 
rechtswidrige Entscheidung, ist diese angreifbar und wird im verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahren von den Gerichten an den Maßstäben der §§ 113, 114 der Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO)117 geprüft und ggf. korrigiert. Soweit sich der konkret handelnde Amtsträger 
nicht vom Prinzip der staatlichen Neutralität und der Verpflichtung zur Wahrung des gemei-
nen Wohls hat leiten lassen, stellt sich die Frage der Zulässigkeit des interessengeleiteten 
Handelns unter der Überschrift der Korruptionsprävention. Damit wird das Handlungsfeld 
der Vorsorge und Vorbeugung gegen rechtswidrige Einflussnahme auf das staatliche Han-
deln betreten. In diesem Handlungsfeld dürfte das Lobbyregister kein geeignetes Instru-
ment sein, um die Transparenz und Integrität zu verbessern. 
Für eine berechtigte Interessenwahrnehmung im Rahmen des Gesetzesvollzugs kommen 
allenfalls folgende Bereiche in Betracht:
Insbesondere das Bundesrecht sieht vereinzelt Verfahren vor, in denen eine Öffentlich-
keitsbeteiligung vorgeschrieben ist. So ist im Planfeststellungsverfahren (§§ 72 ff. Verwal-
tungsverfahrensgesetz - VwVfG) die Mitwirkung von Interessenvertretern nicht nur zuläs-
sig, sondern angesichts der zunehmenden gesetzlichen Verankerung von Beteiligungs-
rechten gerade im Umwelt- und Naturschutzrecht sogar erwünscht.118 Zwar lässt § 73 
VwVfG offen, ob und in welcher Weise Interessenvertretungen in ein Planfeststellungsver-
fahren einzubeziehen sind,119 doch finden sich im Fachplanungsrecht ausdrückliche Rege-
lungen, dass Vereinigungen, die sich für den Umweltschutz einsetzen, an dem Verfahren 
zu beteiligen sind. Beispielhaft zu nennen sind hier § 18a des Allgemeinen Eisenbahnge-
setzes120, § 17a des Bundesfernstraßengesetzes121, § 14a des Bundeswasserstraßenge-
setzes122, § 43a des Energiewirtschaftsgesetzes123, § 63 Abs. 1 Nr. 3 des Bundesnatur-
117 Verwaltungsgerichtsordnung i. d. F. d. Bek. vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zul. geänd. durch Ge-
setz vom 24. Feb. 2012 (BGBl. I S. 212).
118 Eine noch weitergehende Stärkung der Rechte von Interessenvertretungen stellt die Einführung einer 
naturschutzrechtlichen Verbands- bzw. Vereinsklage in § 61 BNatSchG auf Bundesebene dar. 
119 Kopp/Ramsauer, Kommentar zum Verwaltungsverfahrensgesetz, 12. Auflage, 2011, § 73 Rn. 36.
120 Allgemeines Eisenbahngesetz vom 27. Dez. 1993 (BGBl. I S. 2378, 2396; 1994 I S. 2439), zul. geänd. 
durch Gesetz vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044).
121 Bundesfernstraßengesetz i. d. F. d. Bek. vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), zul. geänd. durch Gesetz 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585).
122 Bundeswasserstraßengesetz i. d. F. d. Bek. vom 23. Mai 2007 (BGBl. I S. 962; 2008 I S. 1980), zul. ge-
änd. durch Gesetz vom 6. Okt. 2011 (BGBl. I S. 1986).
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schutzgesetzes124 und die Regelungen des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes125. Die gesetz-
lichen Regelungen zeigen, dass ein Verwaltungsverfahren Raum dafür geben kann, nicht 
nur die von einem Vorhaben oder einer anstehenden Regelung unmittelbar Betroffenen zu 
Wort kommen zu lassen, sondern dass auch Vertretern von Interessen, die darüber hin-
ausgehen, die Möglichkeit eröffnet sein soll, sich in das Verfahren einzubringen und auf 
weitere Aspekte aufmerksam zu machen. Dabei steht den Vereinigungen ein weitreichen-
des Mitwirkungsrecht zu, das nicht nur ein Einsichtsrecht in etwaige Sachverständigengut-
achten gewährt, sondern zugleich die Möglichkeit bietet, naturschutzrechtliche Einwendun-
gen zu erheben und an vorgesehenen Erörterungen teilzunehmen.126 In diesen Fällen ist 
also für Interessenvertreter ausdrücklich ein Wirkungsbereich eröffnet. 
Neben den gesetzlich vorgesehenen Mitwirkungsrechten sind auch fakultative Beteiligun-
gen von Interessenvertretern (zum Beispiel zur Einholung von Fachwissen) nicht ausge-
schlossen, gerade wenn das Verwaltungsverfahren stärker als „Begegnungsort von Staat 
und Gesellschaft“ gesehen wird.127 Zudem dürfen die Fälle nicht außer Betracht bleiben, in 
denen ein Interessenvertreter bei einer Behörde bereits im Vorfeld initiativ128 vorspricht, um 
den Interessen des von ihm Vertretenen Gehör und stärkeres Gewicht in einem sich an-
schließenden Verwaltungsverfahren zu verleihen, sowie die Fälle informellen Verwaltungs-
handelns, für das es keines förmlichen Antrages bedarf, doch Vorteile für den Vertretenen 
auf sonstige Weise erlangt werden können. Ein Fall informellen Verwaltungshandelns läge 
zum Beispiel bei der Herausgabe von Informationen durch die Verwaltung vor.129 Dieser 
Bereich dürfte für Interessenvertreter besonders „attraktiv“ sein, ließe sich in der Praxis 
durch einen engen Kontakt zu den in der Verwaltung zuständigen Bearbeitern und Ent-
scheidungsträgern doch leicht ein „Informationsvorsprung“ gegenüber Konkurrenten ge-
winnen.130
123 Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), zul. geänd. durch Gesetz vom 
16. Jan. 2012 (BGBl. I S. 74).
124 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zul. geänd. durch Gesetz vom 6. Febru-
ar 2012 (BGBl. I S. 148).
125 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz vom 7. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2816), zul. geänd. durch Gesetz vom 
24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212).
126 Vgl. Kopp/Ramsauer, aaO. (Fn. 117), § 73 Rn. 39 zu der Beteiligung nach § 63 BNatSchG.
127 Hierzu Schuppert, Verwaltungswissenschaft, 2000, S. 811f.
128 Im Rahmen eines laufenden Verfahrens ist eine Anhörung der Beteiligten und die Einbeziehung ihres 
Vortrags in die Entscheidung gesetzlich vorgeschrieben, § 1 Abs. 1 VwVfGBbg in Verbindung mit § 28 
Abs. 1 VwVfG.
129 Schuppert, aaO. (Fn. 118), S. 234.
130 Zum Beispiel im bauplanungsrechtlichen Bereich.
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Inwieweit in den genannten Bereichen das auf den Legislativ-Lobbyismus zugeschnittene 
Instrument „Lobbyregister“ als taugliches Instrument verwendet werden könnte und ob das 
Instrument gegebenenfalls für diese Bereiche modifiziert werden müsste, bedürfte noch 
der genaueren Untersuchung. Auch hier gilt wiederum, dass eine vertiefte Betrachtung 
hierzu voraussetzt, dass die damit verfolgten Ziele, auch im Hinblick auf die Erforderlichkeit 
einer Registrierungspflicht genauer beschrieben werden.
4. Zuständige Stelle zur Führung des Registers  
Das Eckpunktepapier schlägt vor, einen unabhängigen Beauftragten mit der Zuständigkeit 
für die Registerführung zu betrauen. Der „Interessenvertretungsbeauftragte“ soll vom 
Landtag gewählt werden und diesem einmal jährlich berichten. Eine solche Konstruktion 
dürfte grundsätzlich zulässig sein (siehe dazu G I, Abschnitt II.5.c.bb.(3) und die Stellung-
nahmen der Sachverständigen131).
5. Sanktionsmechanismen  
Das Eckpunktepapier schlägt allgemein ein ordnungsrechtliches Sanktionssystem vor (zur 
Möglichkeit einer ordnungsrechtlichen Sanktionierung der Registrierungspflicht siehe be-
reits G I unter II 5.c.bb (2) (S. 21 f.) und die Stellungnahmen der Sachverständigen.132).
6. Widerspruchsmöglichkeit  
Widerspruchsmöglichkeiten einerseits der Betroffenen und andererseits Dritter werden im 
Eckpunktepapier nicht eigens erwähnt. Da die Erhebung und Veröffentlichung von Daten 
im Rahmen eines verbindlichen Registers als Verwaltungsakte anzusehen sein dürften, 
wäre es allerdings sinnvoll, die Verfahrensrechte der Betroffenen in einem künftigen Ge-
setz ausdrücklich zu regeln.
131 Eine Beauftragtenlösung grundsätzlich favorisierend, aber für eine Anbindung bei einem bereits vorhan-
denen Beauftragten der Sachverständige Hahlen in seine Stellungnahme (Anlage 2), Punkt 3.4.; der 
Sachverständige Zeh hält neben anderen Lösungen auch eine Beauftragten-Lösung für rechtlich um-
setzbar, siehe Stellungnahme (Anlage 3), Punkt 7. 2 a. E. 
132 Grundsätzlich rechtlich möglich nach Meinung des Sachverständigen Hahlen, Stellungnahme (Anlage 
2) Punkt 3.1.2 sowie des Sachverständigen Zeh, Stellungnahme (Anlage 3), Punkt 7. 3; zustimmend die 
Stellungnahme von Transparency International (Anlage 6), Punkt 7 und die Stellungnahme von Lobby-
Control (Anlage 7) Punkt 2.7; ablehnend die Stellungnahme der UVB (Anlage 4) unter Punkt 7.
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7. Modalitäten der Registerführung  
Das Eckpunktepapier schlägt allgemein nur eine „Veröffentlichung“ bestimmter Datensätze 
vor, ohne die Veröffentlichungsmodalitäten näher zu bestimmen (zu den Modalitäten der 
Veröffentlichung siehe ansonsten G I, Abschnitt II.5.b.aa.).
8. Kombination mit einem Verhaltenskodex  
Das Eckpunktepapier schlägt unter seinem Punkt 5 vor, einen freiwilligen Verhaltenskodex 
für die Registrierungspflichtigen zu konzipieren und seine Annahme bzw. die Unterwerfung 
unter diese Verhaltensregeln im öffentlichen Teil des Registers zu vermerken.
Soweit die Unterwerfung unter den Verhaltenskodex als freiwillige Selbstverpflichtung aus-
gestaltet wird, die im Register nur vermerkt, hingegen nicht selbständig durchgesetzt wird, 
dürfte dies rechtlich möglich sein.
Das Eckpunktepapier schlägt überdies vor, den Deutschen Rat für Public Relation darüber 
wachen zu lassen, ob der Verhaltenskodex von den jeweiligen Unterzeichnern auch einge-
halten wird. Der Deutsche Rat für Public Relation begreift sich bereits derzeit als Organ 
der freiwilligen Selbstkontrolle, das sich auch mit solchen PR-Vorgängen befasst, die von 
Nichtmitgliedern der Trägerorganisationen und Nichtfachleuten ausgelöst oder veranlasst 
wurden. 133 Ob und in welcher Weise der Rat bereit und in der Lage wäre, die Aufgabe zu 
übernehmen, bliebe zu klären. Ebenso wären die Einzelheiten noch zu konkretisieren. 
Hinzuweisen ist noch auf ein mögliches Spannungsfeld in Bezug auf natürliche Personen 
und ihrer Erklärung zur Unterwerfung unter einen Verhaltenskodex (siehe Eckpunktepapier 
unter Punkt 4 b). Soweit beispielsweise in einem größeren Unternehmen die Öffentlich-
keitsarbeit von einem oder mehreren abhängig Beschäftigten wahrgenommen wird, wäre 
es möglicherweise unverhältnismäßig, auch von diesen eine Erklärung über die Selbstver-
pflichtung zu verlangen, da sie zugleich dem Direktionsrecht ihres Arbeitgebers unterlie-
gen.
133 Statuten der Deutschen Rates für Public Relation, einsehbar unter http://www.drpr-
online.de/statische/itemshowone.php4?id=35&return=itemshownewest.php4 [21. Mai 2012], Grundsätze 
(II.3).
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9. Anmerkungen zu Ergänzungskonzepten zum eigentlichen Lobbyregisters  
Das Eckpunktepapier spricht neben der Einrichtung eines Lobbyregisters weitere gesetz-
geberischer Instrumente zur Herstellung von Transparenz an. Teilweise sind diese Instru-
mente im Landesrecht oder Bundesrecht schon verankert oder zumindest ansatzweise 
verwirklicht. Soweit die Gesetzgebungskompetenz des Landesgesetzgebers besteht, 
könnte in diesen Fällen an eine Überarbeitung dieser Bestimmungen gedacht werden. 
a) Verhaltenskodex für Mandatsträger in Bezug auf Nebenbeschäftigungen  
Das Eckpunktepapier schlägt zunächst einen Verhaltenskodex für Landtagsabgeordnete 
vor. Die Verhaltensregeln für den Abgeordneten und die Liste der veröffentlichungspflichti-
gen Angaben sind derzeit in § 30 des Abgeordnetengesetzes geregelt.134 Eine Verschär-
fung dieser Regeln müsste an dieser Norm ansetzen.
b) Beschränkung der Beschäftigung für Ruhestandsbeamte und ehemalige Beamte  
Die Möglichkeit, Ruhestandsbeamten und früheren Beamten für einen bestimmten Zeit-
raum die Ausübung einer Erwerbstätigkeit oder sonstigen Beschäftigung zu untersagen, 
falls zu besorgen ist, dass dienstliche Interessen beeinträchtigt werden, ist im Grundsatz 
durch den Bundesgesetzgeber in § 41 Beamtenstatusgesetz135 geregelt. Den Zeitraum der 
Nachwirkung, die sich aus einer früheren Beschäftigung in der aktiven Dienstzeit ergibt, 
kann der Landesgesetzgeber in seinem Landesbeamtengesetz festlegen. Der brandenbur-
gische Gesetzgeber hat die entsprechenden Regelungen in § 92 Landesbeamtengesetz 
getroffen.136 Eine Verschärfung dieser Regeln, beispielsweise die Einführung einer fristge-
bundenen Vorab-Anzeige,137 müsste an diesem Normtext ansetzen.
134 Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtages Brandenburg (Abgeordnetengesetz- 
AbgG) i. d. F. der Bek. vom 25. Okt. 2007 (GVBl. S. 146), zul. geänd. durch Gesetz vom 16. April 2012 
(GVBl. I Nr. 17).
135 Beamtenstatusgesetz vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), zul. geänd. durch Gesetz vom 5. Feb. 2009 
(BGBl. I S. 160).
136 Siehe den Sachverständigen Hahlen in seiner Stellungnahme (Anlage 2) zu Einzelheiten dieser Bestim-
mungen unter Punkt 6.1.
137 So § 105 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes vom 5. Feb. 2009 (BGBl. I S. 160), zul. geänd. durch Ge-
setz vom 15. März 2012 (BGBl. I S. 462).
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c) Verhaltenskodex für Mitglieder der Landesregierung  
Unter der Überschrift „Verhaltenskodex“ für Mitglieder der Landesregierung stellt das Eck-
punktepapier auch einige Forderungen zur entgeltlichen Tätigkeit von Mitgliedern und ehe-
maligen Mitgliedern der Landesregierung auf.
Die im Eckpunktepapier erhobene Forderung, dass Mitglieder der Landesregierung keine 
entgeltliche Tätigkeit für ein Unternehmen oder eine Organisation der Interessenvertretung 
ausüben dürfen, ist bereits durch § 3 Abs. 1 des Brandenburgischen Ministergesetzes 
(BbgMinG)138 umgesetzt. Die Vorschrift verbietet den Mitgliedern der Landesregierung, 
einen Beruf oder ein Gewerbe auszuüben.
Darüber hinaus fordert das Eckpunktepapier eine Karenzzeit, innerhalb derer einem ehe-
maligen Mitglied der Landesregierung eine berufliche Tätigkeit, die im Zusammenhang mit 
der früheren dienstlichen Tätigkeit steht, untersagt ist. Das aktuell geltende BbgMinG ent-
hält derzeit eine solche Regelung noch nicht. Immerhin ist aber über § 1 Abs. 3 BbgMinG 
die entsprechende Anwendung der für die Landesbeamten geltenden Bestimmungen „un-
ter Berücksichtigung des besonderen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnisses“ [d.i. das Mi-
nisteramt] angeordnet. Die für die Landesbeamten (Ruhestandsbeamte, ehemalige Beam-
te) geltenden Bestimmungen könnten deshalb auch gegenüber ehemaligen Mitgliedern 
der Landesregierung Wirkung entfalten, soweit man davon ausgeht, dass die Interessenla-
ge des Dienstherrn gegenüber dem Beamten einerseits und dem Minister andererseits 
miteinander vergleichbar sind.139 Soweit ersichtlich, ordnet derzeit nur Nordrhein-Westfalen 
über § 19 Abs. 1 des Korruptionsbekämpfungsgesetzes140 dezidiert die Geltung von § 41 
BeamtStG i.V.m. § 52 Abs. 5 des dortigen Landesbeamtengesetzes für die ehemaligen 
Mitglieder der Landesregierung an. In Nordrhein-Westfalen sind daher die ehemaligen Mit-
glieder zwar nicht einer vollständigen Karenz, aber doch einer zeitweise verstärkten Auf-
sicht unterworfen, was ihre berufliche Betätigung betrifft. Der Sachverständige Hahlen 
weist für diese Regelung auf das Spannungsverhältnis mit der Berufsfreiheit hin, die dem 
ehemaligen Mitglied der Landesregierung als Grundrecht zusteht. Dieses Spannungsver-
138 Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Landesregierung Brandenburg (Brandenburgi-
sches Ministergesetz - BbgMinG) i. d. F. d. Bek. vom 22. Februar 1999 (GVBl. I S. 58), zul. geänd. durch 
Gesetz vom 13. März 2012 (GVBl. I Nr. 16).
139 Siehe dazu auch das Gutachten den PBD vom 5. Mai 2011 (Bearbeiterin Platter), Die Ministergesetze 
der Bundesländer im Vergleich, S. 18 f.
140 Gesetz zur Verbesserung der Korruptionsbekämpfung und zur Errichtung und Führung eines Vergabe-
registers in Nordrhein-Westfalen (Korruptionsbekämpfungsgesetz – KorruptionsbG) vom 16. Dez. 2004 
(GV. NRW. 2005 S. 8), zul. geänd. durch Gesetz vom 16. Nov. 2010 (GV. NRW. S. 600).
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hältnis kann seiner Ansicht nach nur durch eine Entschädigung aufgelöst werden.141 Ein 
befristetes Tätigkeitsverbot mit der Möglichkeit der Ausnahmegenehmigung wäre demge-
genüber noch einschneidender und müsste – auch was die zeitliche Erstreckung betrifft – 
sehr sorgfältig am Maßstab der Grundrechte geprüft werden. Jedenfalls müsste eine Ka-
renzzeit möglicherweise mit entsprechenden Übergangsgeldern für den Betroffenen aus-
geglichen bzw. abgefedert werden. Mithin wäre die Einführung einer Karenzzeit zugleich 
auch Gegenstand einer Änderung des Ministergesetzes. 
gez. Dr. Julia Platter
141 Sachverständiger Hahlen in seiner Stellungnahme (Anlage 2), Punkt 6.2.1.
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